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Management Summary  I 
Management Summary 
Die unterschiedliche Bewertung der aktuell im Bau befindlichen Nord Stream 2-Gaspipe-
line zwischen Russland und Deutschland hat in der europäischen Politik zu vielen Kont-
roversen geführt, die die Beziehungen zwischen Deutschland, einem Projektbefürworter, 
und Polen, einem Projektgegner, belasten. Auch die Europäische Kommission sieht das 
Projekt kritisch. Die Akteure begründen ihre Positionen zum Projekt auf höchst unter-
schiedliche Weise. Diese Arbeit untersucht die Diskursstrukturen der drei genannten Ak-
teure mit Fokus auf dem Einsatz Gasmarkt-bezogener Argumente im Gegensatz zu poli-
tischer Argumentation.  
Die Identifizierung der Argumentationsmuster erfolgt mittels einer Diskursnetzwerkana-
lyse. Als theoretische Grundlage dient dabei der Advocacy-Koalition-Ansatz. Den Da-
tensatz für die Untersuchung bilden die Aussagen der deutschen und polnischen Regie-
rungsvertreter sowie der Repräsentanten der Europäischen Kommission. Diese Aussagen 
werden aus verschiedenen Zeitungsartikeln, offiziellen Dokumenten und EU-Gesetzes-
vorschlägen extrahiert und mit dem Programm «Discourse Network Analyzer» codiert. 
Danach werden Akteurs- und Konzeptnetzwerke für den Gesamtdiskurs und für separate 
Diskurse von Deutschland, Polen und der Europäischen Kommission im Visualisierungs-
programm «visone» erstellt und analysiert.  
Die Ergebnisse zeigen, dass Polen und die Europäische Kommission die grundlegenden 
Gasmarkt-Konzepte wie Diversifizierung in Bezug auf Nord Stream 2 eher politisch aus-
legen und die Realität des europäischen Gasmarkts dabei häufig ausser Acht lassen. 
Wenngleich beide Akteure unter Bezugnahme von vermeintlich negativen Marktauswir-
kungen des geplanten neuen Lieferwegs für Erdgas argumentieren, liegt die Vermutung 
nahe, dass ihre Bewertung der Marktauswirkungen eines vergleichbaren neuen Liefer-
wegs anders ausfallen würde, wenn das Ursprungsland ein anderes wäre. Die Betrachtung 
der separaten Netzwerke zeigt zudem auf, dass die drei Akteure unterschiedliche Akzente 
in ihren Diskursstrukturen setzen. Während sich Deutschland auf den gasmarktwirtschaft-
lichen Nutzen des Projekts beispielsweise aus Sicht der Deckung des steigenden Gasim-
portbedarfs hinweist, spricht Polen von einer Gefährdung der europäischen Solidarität 
und Sicherheit, die das Projekt verursache. Die Europäische Kommission setzt hingegen 
auf marktregulatorische Themen. Es lässt sich aber festhalten, dass alle Akteure (wenn-
gleich in unterschiedlichem Ausmass) bestimmte politische Überlegungen hinsichtlich 




Auch wenn sich die Analyse auf ein spezifisches Projekt bezieht, kann festgestellt wer-
den, dass die Bedeutung von politischen Faktoren bei der Umsetzung von privatwirt-
schaftlichen Investitionsvorhaben grundsätzlich nicht unterschätzt werden darf. Im Hin-
blick auf den polarisierten Diskurs um Nord Stream 2 wäre auch eine weiterführende 
Analyse aus Sicht der politischen Kommunikationsforschung von Interesse. 
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1 Einleitung 
Das erste Kapitel beschreibt die Ausgangslage und die Problemstellung dieser Arbeit, 
leitet die Forschungsfrage und die Erkenntnisziele ein, hebt die Relevanz des ausgewähl-
ten Themas hervor und gibt einen Überblick über die Struktur der Arbeit.  
1.1 Ausgangslage, Ziele und Fragestellung der Arbeit 
Seit seiner Initiierung im Jahr 2015 sorgt das Nord Stream 2 -Erdgas-Pipeline-Projekt 
zwischen Russland und Deutschland für eine grosse europäische Diskussion über seine 
Auswirkungen auf den europäischen Gasmarkt, politische und geostrategische Implikati-
onen sowie seinen regulatorischen Rahmen (Riley, 2018a). Dabei fliesst auch die gene-
relle Debatte um den Klimawandel und die Rolle von Erdgas als nachhaltige Energie-
quelle in die Diskussion um das umstrittene Projekt mit ein, aufgrund derer die Notwen-
digkeit einer so bedeutenden Investition in die europäische Gas-Infrastruktur in Frage 
gestellt oder wiederum unterstützt wird (Giuli, 2018, S. 13).  
Obwohl das Projekt unter vielen verschiedenen Gesichtspunkten unterschiedlich beurteilt 
werden kann, haben sich viele europäische Staaten sehr eindeutig dafür oder dagegen 
positioniert (Europäisches Parlament, 2017b). Die Einstellungen der verschiedenen EU-
Länder werden auf unterschiedliche Weise begründet und gerechtfertigt. Während einige 
Akteure die ökonomischen (sowohl positive als auch negative) Effekte der Pipeline in 
den Mittelpunkt stellen, beziehen sich andere auf die politischen Dimensionen des Pro-
jekts und vernachlässigen dabei die gasmarktwirtschaftliche Logik des Projekts (Gordon, 
2018, S. 5). Die Hauptzielsetzung dieser Arbeit besteht somit darin, die Argumentations-
muster eines aktiven Projektunterstützers (Deutschlands), eines ausgesprochenen Pro-
jektgegners (Polens) und einer EU-Institution (der Europäischen Kommission), die als 
unabhängiger Regulierer agieren soll, zu untersuchen und zu vergleichen. Dabei sollen 
vor allem die Rolle und der Einsatz Gasmarkt-bezogener Überlegungen eruiert werden. 
Die dieser Arbeit zugrundeliegende Forschungsfrage lautet demnach:  
- Was sind die Argumentationsmuster der ausgewählten Akteure und auf welche 
Weise werden Gasmarkt-bezogene Argumente in der politischen Diskussion um 
Nord Stream 2 von diesen Akteuren herangezogen? 
Um diese Frage zu beantworten, soll zudem im Hinblick auf den weiteren Kontext der 
von der EU angestrebten Dekarbonisierung der Energiewirtschaft die Rolle des Erdgases 
im zukünftigen EU-Energiemix und der Einfluss des Nord Stream 2-Projekts auf den 
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europäischen Gasmarkt und regionale Geopolitik erläutert werden. Die Diskussion über 
den wirtschaftlichen Sinn des Projekts wird aber in dieser Arbeit nicht untersucht. 
1.2 Relevanz der Fragestellung  
Anhand der aktuell im Bau befindlichen Nord Stream 2-Leitung offenbaren sich erhebli-
che Ansichtsdifferenzen an der Schnittstelle von Politik und Wirtschaft, des öffentlichen 
und privaten Sektors, deren Interaktion und gegenseitige Beeinflussung einen spannen-
den Untersuchungsbereich darstellen.  
Obwohl es eine Reihe von internationalen Studien bezüglich möglicher Effekte des Pro-
jekts gibt, konnten bisher keine wissenschaftlichen Arbeiten identifiziert werden, die den 
Einfluss und vor allem den Einsatz Gasmarkt-bezogener Überlegungen bei den sich un-
terschiedlich positionierten Akteuren systematisch untersuchen und vergleichen. In dieser 
Hinsicht behandelt die vorliegende Arbeit eine hoch relevante Fragestellung, die für ein 
breites Spektrum an Stakeholdern aus der Politik, Wirtschaft und Forschung von Interesse 
sein könnte. 
1.3 Überblick über den Aufbau und die Methodik der Arbeit 
In einem ersten Schritt werden aktuelle Entwicklungen und Tendenzen im europäischen 
Gasmarkt literaturbasiert hergeleitet. Unter anderem werden Aspekte wie der Beitrag von 
Erdgas zu den europäischen Energie- und Klimazielen sowie das Potenzial von erneuer-
barem Gas erläutert. Basierend auf existierenden Studien werden danach der potenzielle 
Einfluss von Nord Stream 2 auf den europäischen Gasmarkt sowie die geopolitischen 
Auswirkungen des Projekts dargestellt. Dieser Teil stellt somit eine Grundlage für die 
nachfolgende kontextuelle Analyse der Gasmarkt-bezogenen Argumente dar, die im em-
pirischen Teil zum Vorschein kommen sollen. 
Im zweiten Teil wird die Argumentation der ausgewählten Akteure anhand einer Diskurs-
netzwerkanalyse ausgearbeitet. Zu diesem Zweck wird separat ein Datensatz erstellt, in-
dem öffentliche Stellungnahmen von deutschen und polnischen Regierungsakteuren so-
wie von Vertretern der Europäischen Kommission mithilfe des Programms «Discourse 
Network Analyzer» codiert werden. Darauffolgend werden verschiedene Diskursnetz-
werke erstellt und die wichtigsten Ergebnisse präsentiert, um sie danach unter Berück-
sichtigung der im ersten Schritt gewonnenen Erkenntnisse (speziell zum Stand des EU-
Gasmarkts) auszuwerten. Zum Schluss wird auf die Limitationen und Policy-Implikatio-
nen eingegangen. 
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2 Der europäische Gasmarkt 
Um die Erkenntnisgrundlage zur Beantwortung der Forschungsfrage zu schaffen, werden 
in diesem Kapitel aktuelle Entwicklungen und Tendenzen im europäischen Gasmarkt 
(Kapitel 2.1) sowie potenzielle gasmarktwirtschaftliche und geopolitische Implikationen 
des Nord Stream 2-Projekts (Kapitel 2.2) anhand der verfügbaren statistischen Daten und 
existierender Fachliteratur dargestellt. Die Betrachtung des Projekts im marktwirtschaft-
lichen Kontext soll helfen, die Überlegungen der Akteure und deren Hintergründe in den 
weiteren Kapiteln sachgerecht beurteilen zu können.   
2.1 Trends und aktuelle Entwicklungen  
In diesem Unterkapitel wird der aktuelle Stand des europäischen Gasmarkts (und unter 
anderem das Potenzial von Flüssiggas) mit speziellem Fokus auf Deutschland und Polen 
aufgezeigt. Ausserdem wird auf die Klima- und Diversifizierungspolitik der EU einge-
gangen.  
2.1.1 Aktuelle Lage  
Erdgasverbrauch 
Die EU ist nach den USA der zweitgrösste Erdgasverbraucher der Welt (Europäische 
Kommission, 2019a). Gegenwärtig hält Erdgas den zweitgrössten Anteil am EU-Ener-
giemix (European Environment Agency [EEA], 2018a) und ist somit ein wichtiger Ener-
gieträger für die EU, wie die folgende Abbildung überblickartig veranschaulicht: 
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Auch in Deutschland ist Erdgas mit einem Anteil von 23% nach Erdöl der zweitwichtigste 
Bestandteil des nationalen Energiemixes, während es in Polen mit einem Anteil von 16% 
eine weniger prominente Rolle spielt (BP, 2018). Das wird in der folgenden Abbildung 
dargestellt: 
Der Anteil von Erdgas am EU-Primärenergiemix blieb zwischen 2005 und 2016 stabil 
hoch und betrug im Durchschnitt 24.5% (vgl. Höchstwert von 26.3% im Jahr 2010 und 
Tiefstwert 22.0% im Jahr 2014) (EEA, 2018). Vor dem Hintergrund eines stark fluktuie-
renden Primärenergieverbrauchs der EU (Eurostat, 2019) hat auch der absolute EU-Erd-
gasverbrauch zwischen 2005 und 2016 geschwankt (s. Abbildung 3).  
 
Abbildung 3: Entwicklung des EU-Primärenergieverbrauchs nach Quelle, in Mtoe, 2000-2016 
(in Anlehnung an EEA, 2018a)  
Wie die Abbildung 3 veranschaulicht, erreichte der EU-Erdgasverbrauch 2010 einen Re-
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Abbildung 2: Primärenergieverbrauch Deutschlands und Polens nach Quelle, in Prozent, 2017 (in 
Anlehnung an BP Statistical Review 2018) 
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nahm aber die Gasnachfrage in der EU wieder ab. Zum Rückgang der EU-Erdgasnach-
frage in diesem Zeitraum trugen unter anderem Faktoren wie die Stagnation des gesamten 
Energieverbrauchs als Folge der Wirtschaftskrise 2008, ein steigender Anteil erneuerba-
rer Energien und niedrigere Kohlepreise verglichen mit EU-Erdgaspreisen (EEA, 2018b) 
bei. Seit 2015 wachsen aber sowohl die gesamte Primärenergie- als auch die Erdgasnach-
frage der EU (Eurostat, 2019; Europäische Kommission, 2018a). 2017 betrug der EU-
weite Nettoerdgasverbrauch 483 Milliarden Kubikmeter (Mrd. m3), was eine Nachfrage-
steigerung von 6% im Vergleich zum Vorjahr darstellt (Europäische Kommission, 2018a, 
S. 2). Auch 2018 belief sich der Gesamtgasverbrauch der EU auf ein vergleichbar hohes 
Niveau von 474 Mrd. m3 (Europäische Kommission, 2019c, S. 2) Die gesteigerte Nach-
frage lässt sich auf die kältere Witterung (da der Erdgasverbrauch in der EU sehr saison-
bedingt ist), die günstige wirtschaftliche Konjunktur sowie den wachsenden Bedarf bei 
der Stromerzeugung zurückführen (Honoré, 2018, S. 4).  
Sektoral betrachtet machen in der EU die Sektoren «Haushalte» und «Industrie» (2016) 
jeweils 42 und 31% des Erdgasendverbrauchs aus (International Energy Agency [IEA], 
2019). Seit 2015 spielt Erdgas mit einem ca. 19%-Anteil auch im EU-Strommix eine zu-
nehmend wichtige Rolle (EEA, 2018b).   
Zu den sieben grössten Erdgasverbrauchern der EU zählen Deutschland, Grossbritannien, 
Italien, die Niederlande, Frankreich, Spanien und Polen (Honoré, 2018, S. 3). Wie die 
nachfolgende Tabelle zeigt, stieg der Gasverbrauch in diesen Ländern bis auf Grossbri-
tannien zwischen 2015 und 2017 weiter. In Deutschland stieg der Verbrauch 2017 um 
3.2% und in Polen um 6.7% im Vergleich zum Vorjahr.  
Land 





























1. Deutschland 81.3 3.6 4.7 89.1 7.8 9.6 92.0 2.9 3.2 
2. Grossbritannien 72.2 1.4 1.9 81.2 9.0 12.6 79.6 -1.6 -2.1 
3. Italien 67.5 5.6 9.1 70.9 3.4 5.0 75.2 4.2 6.0 
4. Niederlande 40.1 -0.1 -0.3 42.0 1.9 4.7 46.4 4.4 10.5 
5. Frankreich 38.8 2.5 6.9 42.7 3.9 10.1 42.9 0.2 0.4 
6. Spanien 27.9 0.8 2.8 28.6 0.7 2.5 31.0 2.4 8.6 
7. Polen 18.2 0.4 2 19.1 0.9 5 20.4 1.3 6.7 
 
Tabelle 1: EU-Länder mit dem grössten Erdgasverbrauch, in Mrd. m3 und in Prozent, 2015-
2017 (in Anlehnung an Honoré, 2018) 
Je nach den zugrundeliegenden Annahmen gibt es unterschiedliche Erdgasbedarfsprog-
nosen, die unter anderem von der Brennstoffpreisentwicklung, wirtschaftlichen Konjunk-
tur und Schnelligkeit der Bereitstellung der Technologien für erneuerbare Energien 
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abhängen. Jedoch dürfte sogar in den aus Sicht von Erdgas pessimistischsten Szenarien 
der EU-Gasbedarf bis Mitte 2030 auf dem gegenwärtigen Niveau verbleiben (ENTSOG, 
2017, S. 14). IHS Markit prognostiziert eine EU-Gasnachfrage von 460 Mrd. m3 im Jahr 
2025 und von ca. 470 Mrd. m3 im Jahr 2030 (IHS Markit, 2018). Auch in Anbetracht der 
EU-Klimaziele, die im folgenden Unterkapitel präsentiert werden, dürfte Erdgas in ab-
sehbarer Zukunft ein wichtiger Bestandteil vom EU-Energiemix bleiben (Europäische 
Kommission, 2019f). Allein in Deutschland könnte die Gasnachfrage wegen der geplan-
ten Ausstiege aus Kohle- und Kernkraft schätzungsweise um 8% bis 2022 steigen 
(Commerzbank, 2019, S. 3). 
Erdgasangebot  
Es bestehen in der EU zwei Möglichkeiten, den Bedarf an Erdgas zu decken: durch in-
ländische Erdgasproduktion, durch Erdgasimporte per Pipeline oder als Flüssiggas per 
Schiffslieferungen (nachfolgend LNG, aus dem Englischen «Liquefied Natural Gas»).  
Die einheimische Primärenergieerzeugung insgesamt und speziell die Erdgasgewinnung 
sind in der EU aber rückläufig. 2016 konnte die EU weniger als die Hälfte (48%) ihres 
Energieverbrauchs durch die einheimische Energieproduktion befriedigen (Eurostat, 
2018c). Diese abnehmenden Tendenzen lassen sich zum grossen Teil durch die Erschöp-
fung der Rohstoffe oder die Unwirtschaftlichkeit der Förderung erklären (Eurostat, 
2018c). Verglichen mit anderen Energieträgern ist die Produktion von Erdgas zwischen 
2006 und 2016 am stärksten um 41% gesunken, was der nachfolgenden Abbildung ent-
nommen werden kann: 
 
Abbildung 4: Entwicklung der EU-Primärenergieproduktion nach Energieträger, in Mtoe, 2006-
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Mit einem fast 70%-Anteil (2016) an der EU-Erdgasproduktion zählen die Niederlande 
(38.1 Mtoe) und Grossbritannien (35.8 Mtoe) mit Abstand zu den Haupterdgasproduzen-
ten der EU, gefolgt von Rumänien (7.8 Mtoe), Deutschland (6.5 Mtoe), Italien (6.3 Mtoe), 
Dänemark (4.3 Mtoe) und Polen (3.8 Mtoe) (Eurostat, 2018d). Zwischen 2006 und 2016 
ging aber die Erdgasförderung in absoluten Zahlen in UK um 50% und in den Niederlan-
den um 70% zurück (Eurostat, 2018b). Infolgedessen konnten die beiden Länder 2018 
nur 17% des EU-Nettogasbedarfs decken, verglichen mit 35% im Jahr 2005  (IHS Markit, 
2018, S. 6). Insgesamt werden die Erdgasfördermengen in der EU laut Prognosen von 
120 Mrd. m3 im Jahr 2018 weiter auf 45 Mrd. m3 bis 2040 sinken (IEA, 2018, S. 201). 
Dabei kann derzeit nicht zuverlässig abgeschätzt werden, welche Rolle eine mögliche 
zukünftige Förderung von Erdgas aus nichtkonventionellen Lagerstätten in der EU spie-
len könnte (Bundesministerium für Wirtschaft und Energie [BMWi], 2019a, S. 13). 
Seit einigen Jahren fördert Polen jährlich ca. 4-5 Mrd. m3 aus seinen konventionellen 
Lagerstätten (IHS Markit, 2017, S. 2) und deckt damit über 20% des nationalen Erdgas-
bedarfs (PGNiG, 2019). Eine Expansion der heimischen Produktion wäre möglich, da 
Polen über erhebliche Reserven an Schiefergas verfügt, bis jetzt sind aber diese Reserven 
aus wirtschaftlichen Gründen nicht gefördert worden (IHS Markit, 2017, S. 2). Die In-
landsförderung Deutschlands sinkt seit 2004 stetig, was auf die zunehmende Erschöpfung 
der grössten konventionellen Lagerstätten zurückzuführen ist (BMWi, 2019a, S. 10). Die 
Erdgasgewinnung in Deutschland belief sich 2017 auf 6.5 Mrd. m3 und deckte somit ca. 
7% der verbrauchten Menge (BMWi, 2019a, S. 10). Kommerzielles Fracking zur Förde-
rung von nichtkonventionellem Erdgas wurde in Deutschland umfassend verboten 
(BMWi, 2019a, S. 13). 
In Anbetracht der voraussichtlich stabil bleibenden Erdgasnachfrage und der sinkenden 
einheimischen Gasförderung wird die EU auf mehr Erdgasimporte aus Drittstaaten zu-
greifen müssen (Eurostat, 2018c). Prognosen zufolge wird der europäische Gasmarkt bis 
2035 ca. 120 Mrd. m3 an zusätzlichen Gasimporten jährlich brauchen (Prognos, 2017, S. 
3). Dabei ist die EU bereits der grösste Erdgasimporteur der Welt (Europäische 
Kommission, 2019e). 2018 betrug der EU-Nettoimportbedarf 363 Mrd. m3, plus 10 Mrd. 
m3 im Vergleich zum Vorjahr (Europäische Kommission, 2019c, S. 10).  
Die EU kann Importgas sowohl über Pipelines als auch über Flüssiggas-Terminals bezie-
hen. Die Gasimportkapazität in der EU liegt gegenwärtig für Pipelinegas bei ca. 500 Mrd. 
m3/a und für LNG bei ca. 200 Mrd. m3/a (Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches 
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e.V [DVGW], 2017; S. 5). Mit Bruttogasimporten von ca. 500 Mrd. im Jahr 2017 besteht 
somit in der EU eine Überkapazität an Gasimportinfrastruktur (Bundesanstalt für 
Geowissenschaften und Rohstoffe [BGR], 2019, S.53; European Political Strategy Centre 
[EPSC], 2017, S. 6).  
2017 erfolgten 86% der gesamten Gasimporte in die EU über Pipelines (Europäische 
Kommission, 2019e). Unter den Pipeline-Gasherkunftsländern ist Russland ferner die 
wichtigste Bezugsquelle mit einem Anteil von ca. 40% an den gesamten EU-Gasimporten 
und mit einem Anteil von 25-28% am EU-Gasverbrauch (Europäische Kommission, 
2018a, S. 11). 2017 hat Russland eine Rekordmenge von 179 Mrd. m3 in die EU geliefert 
(Agency for the Cooperation of Energy Regulators [ACER], 2018, S. 17) und nach An-
gaben des russischen Konzerns Gazprom, der das Exportmonopol über russisches Pipe-
line-Gas hält, stiegen die Liefermengen 2018 weiter (Gazprom, 2018a; Gazprom, 2018b). 
Unter den grössten Abnahmemärkten von russischem Gas waren 2017 Deutschland (53.4 
Mrd. m3), Italien (23.8 Mrd. m3), Grossbritannien (16.3 Mrd. m3), Frankreich (12.3 Mrd. 
m3), Polen (10.5 Mrd. m3) und Österreich (9.1 Mrd. m3) (Gazprom, 2018a). Norwegen ist 
stabil der zweitgrösste Gaslieferant für die EU (Eurostat, 2018a) mit einem Anteil von 
25% an den EU-Gasimporten, gefolgt von Algerien mit 12.4%. 
14% der EU-Gasimporte wurden 2017 durch LNG gedeckt (Europäische Kommission, 
2019e). Die meisten Lieferungen kamen aus Katar (41%), Nigeria (19%) und Algerien 
(17%) (Europäische Kommission, 2019e). US-LNG machte 4% der gesamten LNG-Im-
porte in der EU aus. Die Gesamtauslastung der 32 europäischen LNG-Terminals bleibt 
derzeit im Durchschnitt bei 25%, wie die nachfolgende Tabelle zeigt (King & Spalding, 
2018). Laut IEA-Prognosen könnten die LNG-Importe in die EU aber bis 2040 um 20% 
steigen (IEA, 2018, S. 205). 
EU-Land Jährliche Regasifizierungskapa-
zität (Mrd. m3) 
Netto LNG-Importe 
(Mrd. m3) 
Belgien 9 1.1 
Frankreich 34 9.3 
Griechenland 5 1.6 
Italien 15 7.6 
Litauen 4 1.1 
Malta 1 0.32 
Niederlande 12 0.98 
Polen 5 1.6 
Portugal 8 3.4 
Spanien 69 15.4 
Grossbritannien 48 6.2 
Tabelle 2: LNG-Importkapazitäten und Netto-LNG-Importe pro EU-Land, in Mrd. m3, 2017 (in 
Anlehnung an Gas Infrastructure Europe (GIE), 2017; King & Spalding, 2018) 
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Einer der Gründe für die niedrige Auslastung ist die nicht optimale geografische Distri-
bution der LNG-Infrastruktur, da viele existierende Flüssiggas-Terminals sich in Nord-
west- und Südwesteuropa konzentrieren. Hinzu kommt, dass ca. 40% der LNG-Regasifi-
zierungskapazität für die Nachbarländer nicht zugänglich ist (IEA, 2018, S. 206), was zur 
Behinderung der LNG-Flüsse innerhalb der EU führt. Darüber hinaus bleibt Pipeline-Gas 
gegenüber LNG kostengünstiger (zum Vergleich: die Gesamtauslastung der Pipeline-Inf-
rastruktur in der EU liegt im Gegensatz zu LNG-Terminals bei über 80%) (IEA, 2018, S. 
211). 
Die Europäische Kommission sieht LNG als einen der wichtigsten Wege zur Diversifi-
zierung der Gasversorgung und fordert, dass alle EU-Mitgliedstaaten an den internatio-
nalen LNG-Markt entweder direkt oder über andere EU-Länder angeschlossen werden 
sollten (Europäische Kommission, 2016). Der Bewertung einer Gasinfrastruktur beruht 
aus Sicht der Kommission somit weniger auf den absoluten Importvolumen, sondern eher 
auf ihrem Beitrag zur Energiediversifizierung und Flexibilität. Deswegen planen einige 
EU-Länder (inklusive Polen), die bereits LNG-Terminals besitzen, ihre LNG-Importka-
pazitäten weiter auszubauen (Gas Infrastructure Europe [GIE], 2017). Auch die EU-Län-
der, in denen noch keine LNG-Terminals vorhanden sind, wie beispielsweise Deutsch-
land, haben ein konkretes Interesse am Bau von LNG-Terminals gezeigt (BMWi, 2019b). 
Da Algerien und Norwegen in Zukunft weniger Gas exportieren können, werden der glo-
bale LNG-Markt sowie russisches Pipeline-Gas den hauptsächlichen Beitrag leisten, um 
die wachsende Importlücke kurz- bis mittelfristig zu schliessen (Prognos, 2017). Für den 
jeweiligen Anteil von LNG und Pipeline-Gas sind die relativen Kosten und die Preiskon-
kurrenz ausschlaggebend. Während LNG in erster Linie globalen Preissignalen folgt, 
hängt die Preissetzung für Pipelinegas nicht zuletzt von der strategischen Bereitschaft der 
Lieferanten ab, den Gaspreis unter die langfristigen Marginalkosten von LNG zu setzten. 
Bis jetzt ist Pipelinegas für die EU in der Regel kostengünstiger als LNG gewesen und 
Europa dürfte daher für LNG vorerst ein Residualmarkt bleiben (IEA, 2018, S. 205).  
Deutschland ist zu über 90 Prozent auf Erdgasimporte angewiesen (BMWi, 2019a, S. 11). 
Polen deckt durch Gasimporte ca. 80% seines Gasverbrauchs (PGNiG, 2019). Die Abbil-
dung 5 zeigt die Verteilung zwischen Erdgasimporten und der einheimischen Produktion 
für Polen und Deutschland. In absoluten Zahlen importiert Deutschland sechsmal so viel 
Erdgas wie Polen. 
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Sein Importgas bezieht Deutschland ausschliesslich über Pipelines aus Russland, den 
Niederlanden und Norwegen. In absoluten Zahlen ist Deutschland EU-weit der grösste 
Abnehmer russischen Gases (BMWi, 2019a). Polen importiert Erdgas über den LNG-
Terminal in Świnoujście (ca. 20% des Importbedarfs) sowie über Pipelines aus westlicher 
und östlicher Richtung (PGNiG, 2019). Ca. 67% vom gesamten Gasimportvolumen Po-
lens wird derzeitig durch Lieferungen aus Russland gedeckt (PGNiG, 2019).    
 
Abbildung 5: Gasangebot in Deutschland und Polen in absoluten Zahlen (Mrd. m3), 2017 (in 
Anlehnung an BMWi 2019a, PGNiG 2019) 
Integrierter EU-Gasmarkt 
Seit den 1990-er Jahren unternimmt die EU verschiedene regulatorische Initiativen zur 
schrittweisen Liberalisierung des EU-Gasbinnenmarkts (Europäisches Parlament, 2018), 
so dass Gas innerhalb der EU ohne physische und regulatorische Barrieren effizient und 
flexibel über die Grenzen einzelner EU-Staaten fliessen kann. Es wurde in grenzüber-
schreitende Verbindungsleitungen, bidirektionale Gastransporte (Reverse-Flow) und Re-
gasifizierungsterminals investiert (IEA, 2018). Als Ergebnis wurden ausreichende physi-
sche Gastransportkapazitäten innerhalb der EU geschaffen und Infrastrukturengpässe re-
duziert (ACER, 2018, S. 5). In der Praxis bedeutet diese Integration des Gasmarkts, dass 
importierte Volumen Teil eines gemeinsamen «Gas-Pools» werden, sobald sie in das Gas-
netz des EU-Binnenmarkts eintreten (Barnes, 2017). In dieser Situation kann dem physi-
schen Ort, wo Erdgas nach Europa eingeführt wird und sogar der Identität der Zulieferer 
weniger Bedeutung beigemessen werden (IHS Markit, 2018). Die europäischen Gas-
Hubs ermöglichen zudem das Marketing von Erdgas-Futures, Swap-Geschäften und vir-
tuellen Reverse Flows (IEA, 2018). Dadurch können Erdgasmoleküle mehrmals verkauft 
und gekauft werden, bevor sie an die Endverbraucher geliefert werden, was die Gasliefe-
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Früher wurden die Erdgaspreise in Europa auf Basis von langfristigen Verträgen, die in 
der Regel an den Erdölpreis gebunden waren, gebildet. Heutzutage findet der europäische 
Gashandel hingegen hauptsächlich auf den Spot-Märkten statt (Honoré, 2014, S. 24). Die 
Preise in langfristigen Verträgen werden inzwischen auch an die Hub-Preise gebunden 
(IHS Markit, 2018). Zwar gibt es noch Preisdifferenzen zwischen nordwesteuropäischen 
Gashandelsplätzen und den Gasmärkten in Ostmitteleuropa, diese verringern sich aber 
weiter (ACER, 2018, S. 5). Höhere Gasimportpreise, die in manchen EU-Ländern immer 
noch gezahlt werden müssen, lassen sich durch die dominante Marktposition eines Gas-
lieferanten (in der Regel Russlands) als Folge der geringeren Vernetzung dieser Gas-
märkte erklären (ACER, 2018, S. 5). 
In der Bilanz kann man heutzutage von einem gut versorgten, integrierten und wettbe-
werbsfähigen EU-Gasmarkt mit einer höheren Preiskonvergenz sprechen, wo eine resili-
ente Gasinfrastruktur und Marktregeln vorhanden sind und wo europäische Verbraucher 
ihre Gasversorger unabhängig von ihrem Standort frei wählen können (ACER, 2018, S. 
8).  
2.1.2 EU-Diversifizierungspolitik und Gasversorgungssicherheit 
Gemäss Artikel 194 des Vertrags von Lissabon gehört die Gewährleistung der Energie-
versorgungssicherheit in der EU zu den energiepolitischen Grundsätzen der Union 
(Amtsblatt der EU, 2010). Zur Konkretisierung dieses Auftrags hat die Europäische Kom-
mission 2014 eine Strategie für eine sichere europäische Energieversorgung vorgelegt. 
Das dringlichste konkrete Problem in puncto Versorgungssicherheit sei laut dieser Stra-
tegie vor allem die starke Gasabhängigkeit der EU von Russland (Europäische 
Kommission, 2014b). Dabei stellt sich die Frage, was in diesem Kontext unter «Abhän-
gigkeit» verstanden wird. Grundsätzlich entsteht eine Abhängigkeit als Folge des Man-
gels an Alternativen bei einer Ware, auf die man angewiesen ist. Dieser Logik scheint 
auch die Europäische Kommission zu folgen, da sie in ihrer Energiesicherheitsstrategie 
die Diversifizierung im Sinne einer Erschliessung von alternativen Gasbezugsquellen und 
Transportwegen als eine der zentralen Säulen zur Gewährleistung der Energieversor-
gungssicherheit sieht (Europäische Kommission, 2014b). Darüber hinaus hat die Europä-
ische Kommission 2015 eine Initiative zur Bildung der europäischen Energieunion lan-
ciert, die das energiepolitische Zieldreieck von Versorgungssicherheit, Nachhaltigkeit 
und Wettbewerbsfähigkeit anstrebt (Europäische Kommission, 2015). Derselben 
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«Abhängigkeitslogik» folgend wird auch da die Diversifizierung von Energiequellen als 
ein entscheidendes Element für eine sichere Energieversorgung betrachtet.  
In der energiepolitischen Diskussion wird die vermeintliche «Gasabhängigkeit der EU» 
oft als Anteil der Gaslieferungen aus einem bestimmten Zulieferland an den gesamten 
Gasimporten der EU gemessen (im Falle Russland ca. 40%). Wenn man aber der oben 
angenommenen Begriffserklärung weiter folgt, sollte der Marktanteil eines Lieferanten 
kein Massstab für die Gasabhängigkeit sein, solange die Verfügbarkeit von Alternativen 
sichergestellt wird und solange es genug Liquidität auf dem Gasmarkt gibt. Beispiels-
weise hat Gazprom laut der Europäischen Kommission auf dem liquiden und diversifi-
zierten deutschen Regionalgasmarkt keine «beherrschende Marktposition», obwohl der 
russische Konzern 40-50% des Gasbedarfs Deutschlands bedient (EPSC, 2017, S. 14).  
Auf dem Weg zur Diversifizierung der Erdgasversorgung macht die EU laut der Einschät-
zung der Europäischen Kommission «konkrete Fortschritte». Dem jüngsten Bericht zum 
Stand der Energieunion zufolge haben gegenwärtig alle bis auf einen EU-Mitgliedstaaten 
Zugang zu mindestens zwei voneinander unabhängigen Erdgasbezugsquellen 
(Europäische Kommission, 2019d). Dabei sind 23 Mitgliedstaaten an den globalen LNG-
Markt direkt angeschlossen. Die gut entwickelte Gastransport- und LNG-Infrastruktur in 
der EU, die Zugang zu diversen Gaslieferquellen erlaubt, hat wesentlich dazu beigetra-
gen, dass die EU heutzutage einen hohen Grad an Versorgungssicherheit geniesst 
(Europäisches Parlament, 2017a). Besonders wichtig bleiben die Diversifizierungsvorha-
ben der EU vor allem für die baltischen und südosteuropäischen Staaten, die historisch 
von einem Gaslieferanten (Russland) abhängig waren (DVGW, 2017). Länder in diesen 
Regionen erfüllen weiterhin nicht den N-1 Infrastrukturstandard. Das heisst, dass bei ei-
nem Ausfall der grössten einzelnen Gasimport-Infrastruktur die nationale Gasinfrastruk-
tur nicht in der Lage wäre, die gesamte Gasnachfrage zu decken (Europäisches Parlament, 
2017a). Einer der Gründe für eine die schleppende Diversifizierung der Gasbezüge in 
diesen Regionen sind die relativ geringen Gasabnahmemengen, weshalb sich umfangrei-
che Diversifizierungsprojekte oft nicht kommerziell lohnen  (Lang & Westphal, 2016). 
Nichtdestotrotz werden auch in diesen kleineren Regionalmärkten ununterbrochen alter-
native Gasversorgungsmöglichkeiten mit politischer und finanzieller Unterstützung der 
EU-Kommission aufgebaut.  
Es muss aber darauf hingewiesen werden, dass es in der EU keine einheitlich vorgegebene 
Methode zur Definition und Herstellung von Versorgungssicherheit gibt. Je nach Land 
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werden dabei unterschiedliche Aspekte (physischer Lieferausfall, Preisausschläge oder 
politische Kosten) unterschiedlich gewichtet und bewertet (Lang & Westphal, 2016, S. 
29). Darüber hinaus legen EU-Länder für ihre Energiemärkte verschiedenartige Ord-
nungsprinzipien an. In Deutschland ist die Gewährleistung der Versorgungssicherheit zu-
nächst die Aufgabe der am Markt tätigen Unternehmen (DVGW, 2017, S. 19), während 
in Polen der Staat in der Energiewirtschaft eine grössere Rolle übernimmt (Lang & 
Westphal, 2016, S. 29). Dementsprechend werden in Polen und Deutschland auch ver-
schiedene Diversifizierungsvorhaben unterschiedlich beurteilt (Lang & Westphal, 2016, 
S. 29). In Polen wird beispielsweise russisches (auch durch Deutschland geliefertes) Gas 
als «unsicher» erachtet (Goldthau, 2016, S. 14). Polen legt somit Wert auf den Zugang zu 
anderen Gasursprungsquellen, auch wenn russisches Gas unter Umständen preiswerter 
wäre (Fritz, 2019). Trotz der divergierenden Auslegungen der Diversifizierungs- und 
Versorgungssicherheitskonzepte haben sowohl Polen als auch Deutschland grosse Er-
folge in der Diversifizierungspolitik erzielt: 
• In den letzten Jahren wurde die Verbundenheit des polnischen Gasnetzwerks 
durch den Bau von Verbindungsleitungen zu Deutschland, Tschechien, Slowakei 
und Litauen und eines LNG-Terminals massgeblich erhöht (IPA, 2015, S. 4). Ob-
wohl Polen derzeitig, wie erwähnt, über 60% seines Gasimportbedarfs durch Lie-
ferungen aus Russland deckt, ist Polen eigentlich im Stande, über 90% des Gasim-
portbedarfs aus dem Westen oder Süden zu importieren (IPA, 2015, S. 4). Der 
polnische Staatskonzern PGNiG hat bereits angekündigt, dass der Langfristver-
trag mit Gazprom, der 2022 abläuft, nicht verlängert werden wird (Center of 
Energy Partership [CEP], 2018). Der geplante Ausbau des polnischen LNG-Ter-
minals (von 5 auf 7.5 Mrd. m3) und beabsichtigte Gaslieferungen aus Norwegen 
durch das Baltic Pipe-Projekt sollten künftig das Rückgrat der Gasversorgungssi-
cherheit Polens darstellen (PGNiG, 2017). Zu diesem Zweck unterzeichnete 
PGNiG 2018 mit US-Lieferanten zwei langfristige LNG-Verträge für insgesamt 
ca. 4.65 Mrd. m3 pro Jahr ab 2023 (PGNiG, 2018a; PGNiG, 2018b).  
 
• Die Gasversorgung Deutschlands ist ebenfalls breit diversifiziert, was sich in ei-
nem hohen Grad der Absicherung der Erdgasversorgung niederschlägt (BMWi, 
2019a, S. 12). Gas wird über ein weit verzweigtes Pipelinesystem aus Russland, 
Norwegen und anderen Ländern importiert. Darüber hinaus fördert die deutsche 
Bundesregierung seit jüngerer Zeit den Aufbau von LNG-Infrastruktur als eine 
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neue Versorgungsquelle (BMWi, 2019c). Ausserdem verfügt Deutschland im 
EU-Vergleich über die grösste Erdgasspeicherkapazität (BMWi, 2019a, S. 14), 
die einem Viertel des jährlichen Verbrauchs entspricht (BGR, 2019, S. 53). Weil 
Deutschland im EU-Erdgasbinnenmarkt sehr gut integriert ist, werden erhebliche 
Mengen an Erdgas über das gut ausgebaute deutsche Gas-Fernleitungsnetz in an-
dere EU-Staaten transportiert (BMWi, 2019a, S. 17).  
2.1.3 EU-Klimapolitik und die Rolle von Erdgas 
Die Nord Stream 2-Pipline soll 55 Mrd. m3 zusätzlicher Gas-Importkapazität für den eu-
ropäischen Gasmarkt schaffen. Dabei stellt sich die Frage, welche Rolle Erdgas im EU-
Energiemix angesichts der Klima-Ziele langfristig spielen kann und wird. 
EU-Klimaziele 
Zwecks der Umstellung der EU auf eine CO2-arme Wirtschaft legte die Europäische 
Kommission in den letzten Jahren verschiedene mittel- und langfristige Strategien und 
Rahmenwerke vor, deren Kern drei Hauptziele ausmachen: Minderung der Treibhaus-
gasemissionen, Ausbau erneuerbarer Energien und Verbesserungen der Energieeffizienz 
(Europäische Kommission, 2014a). Für diese Ziele werden ausserdem konkrete Zielwerte 
formuliert, welche regelmässig überprüft und gegebenenfalls aktualisiert werden. 2018 
erfolgte die jüngste Überarbeitung der EU-Hauptzielwerte bis 2030 (Europäische 
Kommission, 2019b): 
1. Ein verbindliches Mindestziel von 32.5% für die Steigerung der Energieeffizienz  
2. Ein verbindliches Mindestziel von 32% für den Anteil der erneuerbaren Ener-
gien am Energieverbrauch der EU 
3. Verringerung der Treibhausgasemissionen um 40% gegenüber dem Jahr 1990 
Diese mittelfristigen Ziele dienten auch als Grundlage für die langfristige 2050-Strategie 
(Long-Term Strategy, LTS) «A Clean Planet for All», welche die EU-Kommission im 
November 2018 veröffentlichte (Europäische Kommission, 2018b). Die Strategie stellt 
keine konkrete Gesetzinitiative dar, sondern gibt eine Richtung für die langfristige Klima- 
und Energiepolitik der EU vor. Laut dem von der Kommission bevorzugten Szenario sol-
len die Netto-Treibhausgasemissionen in der EU bis zum Jahr 2050 null betragen 
(Europäische Kommission, 2018b). Die Emissionen aus der Erdgas-Nutzung findet die 
Kommission inkompatibel mit den langfristigen EU-Klimazielen, was die künftige Rolle 
von Erdgas in Frage stellt (Europäische Kommission, 2018c). Abhängig vom Sektor 
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könnte Erdgas durch karbonneutrale Gasformen (Biogas, E-Gas) oder durch Wasserstoff 
zum grossen Teil ersetzt werden. Der Gesamtverbrauch von allen Gasformen sollte aber 
den Schätzungen der EU-Kommission zufolge bis 2050 deutlich zurückgehen 
(Europäische Kommission, 2018c). In diesem Zusammenhang werden auch Fragen be-
züglich des Nutzungspotenzials der in der EU existierenden Erdgasinfrastruktur aufge-
worfen. Laut EU-Kommission könnte die Erdgasinfrastruktur für den Transport von Bi-
ogas und Wasserstoffen und zur Energiespeicherung genutzt werden, das Risiko von ver-
lorenen Vermögenswerten («stranded assets») bleibt aber trotzdem bestehen. Da die LTS 
eine Vision darstellt, sind die beschriebenen Szenarien ein Stück zu relativieren.  
Erdgas als emissionsärmere Energiequelle 
Auch wenn Erdgas 2015 für ca. 25% der Emissionen des EU-Stromsektors verantwortlich 
war (IEA, 2018), ist es der emissionsärmste fossile Energieträger. Bei der Stromerzeu-
gung weist Erdgas im Vergleich zu Braunkohle mehr 50% weniger CO2-Emissionen auf 
(Forschungsstelle für Energiewirtschaft, 2010), wie die folgende Tabelle zeigt: 





Tabelle 3: CO2-Emissionen der eingesetzten Energieträger zur Stromerzeugung in Deutsch-
land, 2009 (in Anlehnung an Forschungsstelle für Energiewirtschaft e.V., 2010) 
Demzufolge könnte Erdgas zu einer schnelleren Reduktion der Treibhausgasemissionen 
in der EU beitragen, beispielsweise bei einer Umstellung von Kohle und Erdöl auf Gas 
(Eurogas, 2018). Laut IHS Markit-Experten könnte allein Deutschland durch die Umstel-
lung von Braunkohle- auf Gaskraftwerken seine jährliche CO2-Emmissionen um 73 Gi-
gatonnen senken, doppelt so viel wie die Emissionsminderung des ganzen deutschen 
Stromsektors in den letzten 20 Jahren (Energy Post, 2018). Eurogas schätzt, die EU 
könnte durch diesen Wechsel ihre 2030-Emissionsminderungsziele um 5% übertreffen 
(Eurogas, 2018). Ausserdem kann Erdgas die Angebotsschwankungen von erneuerbaren 
Energien ausgleichen. Konventionelle Gaskraftwerke sind flexibler als Kernkraft- oder 
Kohlekraftwerke und können dadurch eine zuverlässige Stromversorgung und die Netz-
stabilität gewährleisten (GasNaturally, 2019).  
Laut EU-Kommission werden die Energieeffizienzziele zu einer Reduktion des gesamten 
Gasbedarfs in der EU führen (EPSC, 2017, S.1). Jedoch erkennt die EU-Kommission die 
Rolle von Erdgas als eine «Brückentechnologie» an und räumt ein, dass Erdgas in den 
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kommenden Jahrzehnten ein wichtiger Bestandteil des EU-Energiemixes bleiben wird 
(Europäische Kommission, 2019f). 
Erneuerbare Gase  
Angesichts der langfristigen EU-Klimaziele wird das Dekarbonisierungspotential der 
Gastechnologie aktuell stark thematisiert. Die Gasindustrie argumentiert, Gas könne sich 
perspektivisch zu einem klimaneutralen Energieträger entwickeln (DVGW, 2019), wobei 
die aktuell verfügbaren Grünungstechnologien noch nicht grosstechnisch erprobt wurden 
(Europäische Kommission, 2018b). Die nachfolgende Tabelle präsentiert überblicksartig 
die wichtigsten Formen der erneuerbaren Gase:  
Bioerdgas  
(Biomethan) 
Das Bioerdgas wird aus Biomasse gewonnen. Es entspricht in sei-
ner Qualität und seinem Energiegehalt dem konventionellen Erd-
gas. Es ist mit fossilem Erdgas chemisch identisch und kann in das 
Erdgasnetz eingespeist werden. Synthetisches Biomethan (Syn-




Die P2G -Technologie stabilisiert die schwankende Stromerzeu-
gung aus erneuerbaren Energiequellen, indem der überschüssige 
CO2-freie Strom in Gas umgewandelt wird. Der aus Strom und 
Wasser hergestellte Wasserstoff oder synthetisches Erdgas kann 
direkt in das Erdgasnetz eingespeist werden. Durch P2G wird der 
Strom somit speicherbar und bedarfsgerecht transportfähig. Dabei 
entstehen als Abfallprodukte nur Sauerstoff und Wasser.  
Der grösste Nachteil der Technologie besteht jedoch in den ener-
gieintensiven Produktionsverfahren und den damit verbundenen 
Effizienzverlusten. Ausserdem sollte genügend CO2-freier Strom 
zur Verfügung stehen.  
Wasserstoff  Wasserstoff wird durch P2G («grüner Wasserstoff») oder durch 
Dampf-Reformation mit CO2-Abscheidung und -Speicherung aus 
Erdgas («blauer Wasserstoff») gewonnen. Der Wasserstoff kann 
ins Erdgasnetz eingespeist und als Speicher im Stromsektor ein-
gesetzt werden. Er kann auch als möglicher Energieträger für die 
Nutzung in den Wärme- und Verkehrssektoren und als Einsatz-
stoff für die Industrie benutzt werden. Im Gegensatz zu fossilen 
Brennstoffen verursacht Wasserstoff bei der Verbrennung keine 
schädlichen Emissionen.  
Tabelle 4: Überblick über die Formen der erneuerbaren Gase (in Anlehnung an Zukunft Erd-
gas; Deutsche Energie-Agentur, 2019; DVGW, 2019; Europäische Kommission, 2018) 
Eine wirtschaftliche Erzeugung von erneuerbaren Gasen wird derzeit wegen niedriger 
Wirkungsgrade bei der Umwandlung erschwert, da die Herstellung mehrere energiein-
tensive Prozessschritte erfordert (BGR, 2019, S. 21). Die Bereitstellung der wichtigsten 
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Ausgangsstoffe (gereinigtes Wasser, Kohlenstoffdioxid) ist ebenfalls mit Energieauf-
wand verbunden (BGR, 2019, S. 21). Das verfügbare Volumen an erneuerbaren Gasen 
dürfte in der EU bis 2025 relativ bescheiden bleiben und nicht ausreichend sein, um den 
Rückgang der einheimischen Erdgasproduktion auszugleichen (IHS Markit, 2018, S. 7), 
wobei die P2G-Technologien zur Reduktion der Gasimporte in die EU beitragen könnte 
(EPSC, 2017, S. 1). 
2.2 Implikationen von Nord Stream 2  
2.2.1 Implikationen für den europäischen Gasmarkt 
Aktuell wird russisches Gas nach Europa über die Jamal-Europa-Erdgasleitung (Kapazi-
tät ca. 33 Mrd. m3/a) durch Weissrussland und Polen, über das ukrainische Leitungssys-
tem (Kapazität ca. 120 Mrd. m3/a) und über die bestehende Nord Stream 1-Pipeline in der 
Ostsee (Kapazität 55 Mrd. m3/a) geleitet (BMWi, 2019a). Nord Stream 2 wird somit ne-
ben Nord Stream 1 eine zweite Direktanbindung zwischen Russland und der EU sein. 
Die zwei parallelen Leitungsstränge des Nord Stream 2-Sytsems mit einer Gesamtkapa-
zität von 55 Mrd. m3/a Erdgas werden offshore durch die Ostsee von Russland bis zur 
deutschen Küste verlaufen (Nord Stream 2, 2019). Die Route von Nord Stream 2 ist dem 
Verlauf der bereits in Betrieb befindlichen Nord Stream 1-Gasleitung fast identisch. Die 
in der Schweiz (Zug) ansässige Projektfirma gehört zu 100% dem russischen Gazprom-
Konzern und das Projekt wird von der britisch-niederländischen Royal Dutch Shell, der 
deutschen E.ON-Abspaltung Uniper, der deutschen BASF-Tochtergesellschaft Winters-
hall, dem österreichischen Energiekonzern OMV und dem französischen Energieunter-
nehmen Engie unterstützt. Der Bau hat 2018 angefangen und die Fertigstellung der Pipe-
line ist für Ende 2019 geplant (Nord Stream 2, 2019). Das 9.5-Milliarden Projekt wird 
von den sechs beteiligten Energiefirmen finanziert und erhält keine finanzielle Unterstüt-
zung von der EU oder EU-Mitgliedstaaten.  
Bevor man über konkrete Auswirkungen vom Projekt auf den europäischen Gasmarkt 
spricht, sollte die übergreifende Frage beantwortet werden: Wie ist Nord Stream 2 anhand 
der energiepolitischen Grundsätze der EU zu bewerten? Zur von der EU angestrebten 
Diversifizierung der Zulieferländer trägt eine zusätzliche Importpipeline aus Russland 
nicht bei, vermindert die Anzahl der verfügbaren Zulieferländer aber auch nicht. Dabei 
trägt eine neue Importpipeline zur Diversifizierung der Transportwege in der EU bei, so-
lange Nord Stream 2 zusätzliches Gas in die EU bringt und nicht zu einer Schliessung 
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existierender Importrouten führt. Gemäss der im vorgängigen Unterkapitel erläuterten 
Definition der Abhängigkeit scheint Nord Stream 2 im Hinblick auf den Gasabhängig-
keitsgrad der EU neutral zu sein, auch wenn Gazprom dadurch seinen Anteil am europä-
ischen Gasmarkt weiter vergrössern und seine «marktbeherrschende Position» weiter 
stärken könnte (Giuli, 2018, S. 5). Im Sinne des Versorgungssicherheitskonzepts bezeich-
nete auch der Rechtsdienst des Rats der EU die Annahme, dass eine Erschliessung zu-
sätzlicher Routen die Abhängigkeit der EU von externen Energiezulieferern steigern 
könnte, als «kontraintuitiv» (Rat der EU, 2017, S. 4). Der Rechtsdienst betonte stattdessen 
den Umstand  , dass die neue Anbindung mit keinen Transitrisiken verbunden ist und 
deswegen die Resilienz der EU gegenüber externen Unterbrechungen der Gasversorgun-
gen stärkt (Rat der EU, 2017, S. 3). Die Energiesicherheit der EU sollte somit wegen 
Nord Stream 2 im Prinzip nicht beeinträchtigt werden (Giuli, 2018, S. 13).  
Einige Gasmarktexperten argumentieren jedoch, dass die Diversifizierungsbemühungen 
der EU trotzdem unterminiert werden würden, weil zusätzliche Lieferungen von preis-
günstigem russischen Gas andere Anbieter vom Bau alternativer Kapazitäten abhalten 
könnten (Giuli, 2018, S. 5). Dieses Argument widerspricht aber den 
Wettbewerbsprinzipien des freien Markts, der ja eine Preiskonkurrenz zugunsten der 
Verbraucher bezweckt (Gordon, 2018, S. 3). 
Was die konkreten Implikationen auf den europäischen Gasmarkt angeht, wird beispiels-
weise prognostiziert, dass russische Gasexporte zum Teil von den anderen Transportrou-
ten auf Nord Stream 2 umgeleitet werden würden (IHS Markit, 2018, S. 4). Die Gasflüsse 
in der EU würden sich demnach so verändern, dass wegen Nord Stream 2 eine Konzent-
ration der Importe im baltischen Korridor entstehen würde (EPSC, 2017, S. 6). In erster 
Linie würde die ukrainische Transitroute unter einer möglichen Umleitung von Gastran-
sitvolumen leiden (IHS Markit, 2018, S. 16). Erfahrungsgemäss hat sich tatsächlich der 
Gastransit durch die Ukraine mit jeder neuen Pipeline von Russland in die EU verringert 
(Jamal, Nord Stream 1) (Lang & Westphal, 2016, S. 11). Zu der behaupteten Konzentra-
tion von Gasimporten könnte es nur dann kommen, wenn Gasflüsse tatsächlich umgelei-
tet werden würden. Ein Ausbau verfügbarer Importkapazitäten bedeutet aber nicht auto-
matisch eine Umlenkung der tatsächlichen Gasflüsse. 
Das durch Nord Stream 2 geleitete Gas wird direkt nach Deutschland, dem grösstem EU-
Gasmarkt, fliessen. Das solle Deutschland zu einem Gas-Hub für die Importe russischen 
Gases in die EU machen (Riley, 2018b, S. 6). Allerdings wird das Nord Stream 2-Gas nur 
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zu einem Teil in Deutschland verbraucht werden (Europäische Kommission, 2017a, S. 
56).  Die Europäische Gas-Anbindungsleitung (EUGAL) wird Gasmengen in den euro-
päischen Binnenmarkt bedarfsgerecht abtransportieren (BMWi, 2019a), weshalb alle re-
gionalen Gasmärkte in Europa vom zusätzlichen Gasvolumen profitieren könnten. Mehr 
Liquidität in den europäischen Gas-Hubs würde ausserdem mehr Flexibilität bei Gasflüs-
sen bewirken (IHS Markit, 2018, S. 8). So ist beispielsweise prognostiziert worden, dass 
mit Nord Stream 2 mehr Gasflüsse von Westen nach Osten stattfinden würden 
(Energiewirtschaftliche Institut an der Universität zu Köln [EWI], 2017, S.3), was zu ei-
nem verstärkten Gas-zu-Gas-Wettbewerb und damit zu niedrigeren Gaspreisen führen 
würde. Dem wird jedoch entgegengehalten, dass Gazprom auf diese Weise die West-Ost-
Verbindungsleitungen mit seinem Gas füllen würde, so dass kein anderer Lieferant in den 
osteuropäischen Gasmarkt einsteigen könnte (Riley, 2018b, S. 5) und sich dadurch die 
West-Ost-Transportkapazitäten für nicht-russisches Gas verkleinern würden (EPSC, 
2017, S. 7).  
Aus Sicht der Gasverbraucher dürfte die Entwicklung neuer Importinfrastruktur, die dar-
über hinaus privat finanziert wird, vorteilhaft sein, da ein grösseres Gasangebot mehr 
Wettbewerbsdruck auf die Preise ausübt (IHS Markit, 2018, S. 6). Unter der Annahme, 
dass Nord Stream 2 zusätzliche russische Exporte ermöglicht, prognostiziert das Energie-
wirtschaftliche Institut an der Köln-Universität (EWI), dass Nord Stream 2 eine Preissen-
kung von bis zu 13% bewirken könnte (EWI, 2017, S. 6). Von tieferen Gaspreisen sollten 
der ewi-Studie zufolge alle EU-Länder profitieren. Je nach globalen LNG-Preisen würde 
der jährliche Wohlfahrtsgewinn für Polen zwischen €0.4 und 1.3 Milliarden und für 
Deutschland zwischen €2.1 und 5.9 Milliarden betragen (EWI, 2017, S. 30). Demgegen-
über ist aber eine andere Studie zum Schluss gekommen, dass die Gaspreise in Osteuropa 
wegen West-Ost-Infrastrukturengpässen steigen würden (Regional Centre for Energy 
Policy Research [REKK], 2017), wobei man beachten muss, dass in dieser Studie einige 
unwahrscheinliche Annahmen getroffen wurden (z.B. fixe LNG-Importmengen). Dar-
über hinaus wird räsoniert, dass nur Deutschland von tieferen Preisen profitieren würde 
und dass Nord Stream 2 für Gazprom eine Preisdiskriminierungsstrategie ermöglichen 
würde (Zachmann, 2016, S. 2). Die Europäische Kommission ist hingegen zu dem 
Schluss gekommen, dass die europäischen Gaspreise eher durch globale LNG-Preise und 
den EU-Gasbedarf beeinflusst werden, während das Vorhandensein von Nord Stream 2 
in dieser Hinsicht weniger ausschlaggebend sei (Europäische Kommission, 2017a). 
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Wie bereits erwähnt, werden vor allem russisches Pipelinegas und LNG um ihren Anteil 
an der Belieferung der entstehenden Importlücke des EU-Gasmarkts konkurrieren müs-
sen. Demzufolge hängt der konkrete Einfluss von Nord Stream 2 auf den europäischen 
Gasmarkt auch vom Wettbewerb zwischen russischem Gas und LNG ab (Giuli, 2018). 
Aufgrund der Preiskonkurrenz dürfte Nord Stream 2 grundsätzlich dazu führen, dass we-
niger LNG in die EU importiert werden würde (Europäische Kommission, 2017a, S. 45) 
und dass die LNG-Importpreise in Europa deswegen sinken würden (EWI, 2017, S. 6).  
Die durch Nord Stream 2 potenziell niedrigeren Gaspreise könnten auch den Brennstoff-
wechsel von Kohle zu Gas in der EU beschleunigen, was zur Verringerung der CO2-
Emissionen in der EU führen würde. Laut dem Projektentwickler könne der Einsatz von 
55 Mrd. m3 Erdgas statt Kohle den CO2-Ausstoss aus der EU-Stromerzeugung um ca. 
160 Millionen Tonnen Kohlendioxid-Äquivalente (14% der totalen CO2-Emissionen der 
EU) verringern (Nord Stream 2, 2018). Ausserdem fällt die CO2-Bilanz von modernen 
Offshore-Pipelines im Vergleich zu alternativen Streckenführungen positiv aus. Durch 
die direkte und kürzere Anbindung wird Methanschwund vermieden und weniger Gas in 
Gasverdichterstationen verbrannt. Offshore-Pipelines verursachen ausserdem weniger 
Emissionen als LNG. Schätzungen zufolge wird die ganze neue Transportroute von den 
russischen Gasfeldern bis zur deutschen Ostseeküste 2.4 bis 4.6 Mal weniger CO2-Emis-
sionen als die Verschiffung von äquivalenten LNG-Mengen verursachen (thinkstep, 
2017).  
Angesichts der potenziellen Implikationen von Nord Stream 2 für die Versorgungssicher-
heit, den Wettbewerb im europäischen Gasmarkt und die Umwelt scheint das Projekt also 
grundsätzlich auch mit den Zielen der Energieunion vereinbar zu sein.  
Ein weiterer Diskussionspunkt betrifft die marktregulatorischen Bedingungen für den Be-
trieb der Nord Stream 2-Leitung. Es ist oftmals von einem «regelungsfreien Raum» oder 
«Legal Void» gesprochen worden, in dem der Betrieb von Nord Stream 2 stattfinden 
würde (Europäische Kommission, 2017c). Hauptsächlich geht es um die Frage, ob die 
EU-Binnenmarktregeln, nämlich das so genannte Dritte Energiepaket von 2009 («Third 
Energy Package», nachfolgend «TEP») auf Nord Stream 2 anwendbar sind beziehungs-
weise anwendbar sein sollten (Goldthau, 2016, S. 21). Das TEP regelt den Betrieb von 
Gasinfrastruktur in der EU und sieht vor, dass für alle Gasleitungen im EU-Binnenmarkt 
bestimmte Grundsätze gelten, wie zum Beispiel Netzzugang für Drittanbieter, Entgeltre-
gulierung und eigentumsrechtliche Entflechtung. Im Falle der Anwendung dieser Regeln 
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auf Nord Stream 2 wäre das Projekt für Gazprom kommerziell weniger attraktiv. Einige 
Experten vertreten die Ansicht, dass diese EU-Regeln schon nach der aktuellen Rechts-
lage für den künftigen Betrieb der Nord Stream 2-Pipeline gelten (Riley, 2018a; 
Zaslavskiy, 2017), während Analysen von anderen Experten zeigen, dass vergleichbare 
Offshore-Importpipelines inklusive Nord Stream 1 diesen Regeln nach der aktuellen 
Rechtslage nicht unterliegen (Fischer, 2017; Pirani & Yafimava, 2016).  
Nachdem sich auch Rechtsdienst der Europäischen Kommission schliesslich der letzteren 
Rechtsauffassung angeschlossen hatte (Europäische Kommission, 2017b), beantragte die 
Kommission bei den EU-Mitgliedstaaten im Rat der EU ein Mandat zur Führung 
internationaler Verhandlungen mit der russischen Regierung, um mit Russland die 
Ausdehnung der EU-Regeln für den Betrieb von Erdgas-Pipelines im Binnenmarkt auf 
Nord Stream 2 zu vereinbaren. Der Rechtsdienst des EU-Rats lehnte aber die Begründung 
der Kommission für die Notwendigkeit solcher Verhandlungen ab (Rat der EU, 2017). 
Daraufhin nutzte die Kommission ihr Initiavrecht für EU-Gesetzgebung und brachte ein 
Gesetzgebungsvefahren auf den Weg, um die vorgenannten TEP-Prinzipien der 
Gasrichtlinie von 2009 auf Importpipelines wie Nord Stream 2 anwendbar zu machen 
(Gordon, 2018, S. 4). Auf die Herangehensweise der Kommission wird detallierter in den 
Kapiteln «Ergebnisse» und «Diskussion» eingegangen. 
2.2.2 Geopolitische Implikationen 
Die Gaskooperation mit Russland unterliegt in der EU einer besonders aufmerksamen, 
geopolitisch qualitativen Bewertung  (Lang & Westphal, 2016, S. 8). Seit der Eskalation 
des Gasstreits zwischen der Ukraine und Russland 2006 und 2009 und der Unterbrechung 
der russischen Gaslieferungen nach Europa wird russisches Gas in vielen europäischen 
Ländern als «aussenpolitisches Instrument des Kremls» und «politische Waffe Russ-
lands» bezeichnet (Zaslavskiy, 2017, S. 1), wenngleich russisches Gas zuvor fast 40 Jahre 
lang zuverlässig geliefert wurde (Goldthau, 2016, S. 9).  Vor allem osteuropäische Län-
der, derer Energiesicherheit im Vergleich zu Nordwesteuropa weniger resilient ist, be-
fürchten, dass sie politischer Erpressung seitens Russland (d.h. potenzieller Gewinnung 
von politischen Zugeständnissen im Gegenzug für Gaslieferungen) ausgesetzt werden 
könnten (Yafimava, 2015, S. 5). Diese Wahrnehmung wurde von der Krise in der 
Ukraine, die als Versuch Russlands zur Wiederherstellung seiner Dominanz im 
postsowjetischen Einflussbereich gesehen wurde, wieder wachgerufen (Yafimava, 2015, 
S. 17). Als Folge haben viele osteuropäische Länder ihre Aufrufe zur Reduktion der 
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Importe von russischem Gas wieter intensiviert. Auch die Europäische Kommission 
demonstrierte anhand ihrer jüngsten energiepolitischen Initiativen, nämlich der bereits 
erwähnten Energiesicherheitsstrategie 2014 und dem Massnahmenpaket zur 
Energieunion, dass russisches Gas in der EU «politisch unwillkommen» sei (Yafimava, 
2015, S. 20). 
In diesem sicherheitspolitischen Kontext betrachten viele osteuropäische Länder Nord 
Stream 2 als «aussenpolitisches Instrument des Kremls» (Götz, 2017). Es wird befürchtet, 
Gazprom könne seine Marktmacht punktgenauer ausüben, indem die 
nordwesteuropäischen Märkte ausreichend versorgt bleiben, während die Gasexporte für 
die Märkte in Ostmittel- und Südeuropa zur politischen Einflussnahme instrumentalisiert 
werden würden (Lang & Westphal, 2016, S. 40). Es gibt jedoch keine schlüssigen 
Beweise, dass Russland seine «Gaswaffe» gegen bestimmte Länder in der Vergangenheit 
eingesetzt hätte (Yafimava, 2015, S. 17). Hingegen gibt es Evidenzen, dass Gazprom sich 
in allen europäischen Ländern gewinnmaximierend verhält. Vor allem betrifft es die 
osteuropäischen Länder, wo Gazprom wegen mangelnden Wettbewerbs der grösste 
Gaszulieferer bleibt (Yafimava, 2015, S. 17).  
Aus geopolitischer Sicht stellt sich jedenfalls die Frage, welche politischen Intentionen 
Russland mit dem Nord Stream 2-Projekt zu verfolgen vermag. Oft wird davon ausge-
gangen, Russland baue Nord Stream 2, um die Transitländer (Weissrussland, Polen, Slo-
wakei und vor allem die Ukraine) aus politischen Gründen zu umgehen und zu schwächen 
(Lang & Westphal, 2016, S. 11; Zaslavskiy, 2017, S. 7). Das würde für diese Länder 
weniger Einnahmen aus Transitgebühren bedeuten (Fischer, 2016, S. 2). Im Falle der Uk-
raine wären das $2 Milliarden oder ca. 2.5% des ukrainischen Bruttoinlandsprodukts 
(Goldthau, 2016). Für die Ukraine kommt hinzu, dass der existierende Gastransitvertrag 
zwischen Russland und der Ukraine Ende 2019 ausläuft und neu verhandelt werden muss. 
Nord Stream 2 könnte in diesem Fall die Verhandlungsposition Russlands gegenüber der 
Ukraine stärken, da die Pipeline den Transit durch die Ukraine ab 2020 überflüssig ma-
chen könnte (Riley, 2018c, S. 3). Allerdings wurden 2018 durch die Ukraine 86.8 Mrd. 
m3 russischen Gases geleitet (Ukrtransgaz, 2019), was von Nord Stream 2 mit einer 
zukünftigen Kapazität von 55 Mrd. m3 gar nicht voll ersetzt werden könnte. Darüber 
hinaus dürfte Gazprom auch zukünftig den Transit durch die Ukraine weiter benötigen, 
um den steigenden Gas-Importbedarf der EU zu bedienen und um 
Ausweichmöglichkeiten bei Reparaturen oder möglichen Störfällen zu haben (Götz, 
2017). Dementsprechend erscheint es unwahrscheinlich, dass Gazprom wegen des Baus 
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von Nord Stream 2 auf die Transitkapazitäten durch die Ukraine komplett verzichten 
könnte (Pirani, 2018, S. 18).  
Obwohl es somit unklar ist, ob Nord Stream 2 die Ukraine politisch oder energiewirt-
schaftlich destabilisieren könnte (Lang & Westphal, 2016, S. 41), stellt es für die EU auf 
jeden Fall eine politische Inkohärenz dar, wenn die EU einerseits die Ukraine unterstützt, 
andererseits aber eine potenzielle wirtschaftliche Schwächung des Landes zulässt (Vihma 
& Wigell, 2016, S. 7). Zachmann (2016) warnt ausserdem, Deutschlands freundliche Po-
sitionierung zu Nord Stream 2 könne die europäische Einigkeit in Sachen Russland- und 
Energiepolitik unterminieren und erhebliche aussenpolitische Kosten mit sich bringen.  
2.3 Zwischenfazit 
Erdgas ist ein wichtiger Bestandteil vom EU-Energiemix. Angesichts der EU-Klimaziele 
könnte Erdgas als einem emissionsärmeren Energieträger eine Brückenfunktion zukom-
men. Vor allem in Deutschland dürfte das der Fall sein. Während aber der Erdgasbedarf 
in der EU kurz- bis mittelfristig stabil bleiben dürfte, gehen die europäischen Gasförder-
mengen zurück. Daher dürfte sich der Anteil der aus Drittländern importierten Gasmen-
gen (russisches Pipelinegas und LNG) in der EU zumindest vorübergehend erhöhen. Die 
EU verfügt über eine diversifizierte Erdgasversorgungsbasis, weshalb diese Tendenz kein 
Versorgungssicherheitsrisiko für die EU darstellen würde. Die Gasversorgung Polens und 
Deutschlands ist ebenfalls gut diversifiziert und darum verhältnismässig sicher. 
Nord Stream 2 kann dazu beitragen, die wachsende Importlücke in der EU zu schliessen. 
Unter dem Gesichtspunkt der europäischen Versorgungssicherheit sollte das Projekt für 
die EU keine offensichtlichen Nachteile bringen. Eine grössere Gasabhängigkeit der EU 
von Russland, die von den osteuropäischen Staaten befürchtet wird, sollte Nord Stream 2 
rational gesehen auch nicht bewirken. Dabei haben sich die markregulatorischen Aspekte 
der Projektumsetzung als höchst umstritten erwiesen. Für die osteuropäischen Länder ist 
auch die geopolitische Seite des Projekts von grosser Bedeutung, wobei sich die Implika-
tionen des Projekts in diesem Bereich nicht eindeutig beurteilen lassen.    
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3 Hypothesenbildung 
Dieses Kapitel dient der Hypothesenaufstellung auf Basis der definierten Zielsetzung und 
Forschungsfrage. Wie in der Einleitung erläutert wurde, ist das Ziel dieser Arbeit, die 
Argumentationsmuster von Deutschland, Polen und der Europäischen Kommission be-
züglich des Nord Stream 2-Projekts auszuarbeiten und zu vergleichen. Dabei sollte vor 
allem der Einsatz Gasmarkt-bezogener Argumente analysiert werden.  
Aufbauend auf der Analyse der aktuellen Lage und des Funktionierens des europäischen 
Gasmarkts (Kapitel 2.1) sowie der vorhergehenden Darstellung der möglichen marktwirt-
schaftlichen und geopolitischen Implikationen von Nord Stream 2 auf die EU und ein-
zelne EU-Länder (Kapitel 2.2) lassen sich die nachfolgenden Hypothesen formulieren:  
Hypothese 1: Die Positionen von Polen und Deutschland stehen von Anfang an in 
Konflikt 
Hypothese 2: Die Auswirkung von NSP2 auf Diversifizierung ist im Gesamtdiskurs von 
Anfang an umstritten  
Hypothese 3: Die Position, dass die Ukraine ein Transitland bleiben müsse, wird von 
allen Akteuren von Anfang an geteilt   
Hypothese 4: Deutschland unterstützt Nord Stream 2 aus Gasmarkt-bezogenen Grün-
den 
4.1 Der kommerzielle Charakter von Nord Stream 2 wird im deutschen Diskurs 
von Anfang an stark betont   
4.2 Das Argument, dass der Gasbedarf in Deutschland künftig steigen wird, 
gewinnt im deutschen Diskurs zunehmend an Bedeutung 
4.3 Mit zunehmenden Zeitablauf erkennt Deutschland an, dass Nord Stream 2 
auch politische Implikationen hat, die adressiert werden müssen 
4.4 Vor allem Deutschlands Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
(BMWi) setzt sich ein  
Hypothese 5: Polen lehnt Nord Stream 2 aus politischen Gründen ab 
5.1 Das Argument, Nord Stream 2 führe zur grösseren Abhängigkeit von 
Russland, wird im polnischen Diskurs von Anfang an stark betont 
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5.2 Das Argument, Nord Stream 2 widerspreche der europäischen Solidari-
tät, wird im polnischen Diskurs von Anfang an stark betont 
5.3 Das Argument, Nord Stream 2 gefährde die Transitroute durch Polen, 
gewinnt im polnischen Diskurs an Bedeutung 
5.4 Vor allem Polens Aussenministerium setzt sich ein  
Hypothese 6: Die Europäische Kommission lehnt Nord Stream 2 aus politischen Grün-
den ab 
6.1 Das Argument, Nord Stream 2 widerspreche den Zielen der Energieunion, 
wird von der Europäischen Kommission von Anfang an stark betont 
6.2 Marktregulatorische Themen und Instrumente gewinnen im Diskurs der 
Europäischen Kommission mit zunehmendem Zeitablauf an Bedeutung 
6.3 Das Argument, die Gasimporte der EU sollen in Zukunft steigen, wird von 
der Europäischen Kommission vernachlässigt 
6.4 Vor allem die Generaldirektion für Energie (GD Energie) setzt sich ein 
Die ersten drei explorativen Haupthypothesen beziehen sich auf den gesamten Diskurs 
der beteiligten Akteure. Die weiteren drei Hypothesen betreffen hingegen die Ausrich-
tung der separaten Argumentationsmuster der ausgewählten Akteure. Dabei spiegeln die 
Unterhypothesen konkrete Argumente und thematische Formationen wider, um die zeit-
liche und inhaltliche Dynamik der Argumentation besser nachvollziehen zu können.  
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4 Methodisches Vorgehen 
Im folgenden Kapitel wird die zur Überprüfung der aufgestellten Hypothesen gewählte 
Methodik aufgezeigt. Zunächst wird die Methode der Diskursnetzwerkanalyse präsen-
tiert. Desweiteren wird die genauere Vorgehensweise bei der der Auswahl der Textquel-
len, Codierung der Textdaten und der Bildung von Kategorien erläutert. Zum Schluss 
wird die Darstellung der Ergebnisse mit der Software visone vorgestellt.  
4.1 Diskursnetzwerkanalyse  
Das Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, die Argumentationsstrukturen der ausgewählten 
Akteure zu analysieren. Um die Argumente und Positionen der Akteure zu erfassen und 
miteinander sinnvoll in Beziehung zu setzten, wurde die Forschungsmethode der Dis-
kursnetzwerkanalyse gewählt.  Die Analyse von Diskursnetzwerken setzt eine Untersu-
chung der Diskurse (argumentativer und narrativer Strukturen) und eine Verknüpfung der 
in Diskursen verwendeten Elemente mit Akteuren voraus (Jannig, Leifeld, Malang, & 
Schneider, 2009, S. 69). Demzufolge besteht der Hauptvorteil eines diskursnetzwerkana-
lytischen Verfahrens im Vergleich zu anderen Forschungsdesigns (z.B. Diskursanalyse 
oder Inhaltsanalyse) darin, dass das simultane Zusammenlegen der Akteurs- und Kon-
zeptnetzwerke ermöglicht wird (Nagel, 2016, S. 113). Anhand dieser Methode können 
Änderungen der Akteurskonstellationen sowie Transformationen im gesamten Diskurs-
raum und in den Argumentationsmustern der einzelnen Akteure aufeinander bezogen und 
dynamisch verfolgt werden (Jannig et al., 2009, S. 73).  
Für die analytische Betrachtung der Diskursnetzwerke wird in dieser Arbeit der Advo-
cacy-Koalition-Ansatz von Sabatier (1988) angewendet. Hierbei liegt der Fokus auf der 
Interaktion von Akteuren, welche ein Interesse an einem Politikfeld haben und die hand-
lungsleitenden Orientierungen ihrer Überzeugungssysteme («belief systems») in prakti-
sche Politik umsetzten wollen (Sabatier, 1988, S. 142). Die Grundlage eines Überzeu-
gungssystems bilden dabei die Kern-Wertvorstellungen («core beliefs»), welche grund-
legende normative Überzeugungen der Akteure umfassen und die handlungsleitende Mo-
tivation der Akteure bilden (Schneider & Janning, 2006, S. 197). Die zweite Ebene eines 
Überzeugungssystems bezieht sich auf die zentralen Positionen, Kausalannahmen und 
Strategien der Akteure («policy core») zur Umsetzung ihrer Kernvorstellungen. Die dritte 
Ebene umfasst die sekundären Aspekte beziehungsweise instrumentelle Entscheidungen, 
um Inhalte des Policy-Kerns durchzusetzen. Zu einer Advocacy-Koalition gehören somit 
diejenigen Akteure, die ein Überzeugungssystem teilen und die sich über einen Zeitraum 
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hinweg koordinieren. Oft gibt es auch Policy-Vermittler («brokers»), die selbst keiner 
Koalition zugehören, sondern versuchen, vernünftige Kompromisse zwischen den Koali-
tionen herbeizuführen (Sabatier, 1988, S. 141). Für Veränderungen in Akteurs- und Inte-
ressenkonstellationen können dem Advocacy-Koalition-Ansatz zufolge Veränderungen 
in den Wertvorstellungen oder externe Perturbationen sorgen, die die Handlungsmöglich-
keiten der Akteure beeinflussen (Sabatier, 1988, S. 148). 
Der wertvorstellungsbasierte Advocacy-Koalition-Ansatz schliesst aber nicht aus, dass 
die Akteure in ihren Handlungen meist kurzfristigere Eigeninteressen verfolgen 
(Schneider, 2014, S. 267). Vielmehr spiegeln die konkreten Interessen die Wertvorstel-
lungen von Akteuren wider (Schneider & Janning, S. 197). Der Ansatz ermöglicht somit 
eine Verknüpfung der umfassenden handlungsleitenden Faktoren wie Perzeptionen und 
Überzeugungen der Akteure mit ihren Positionen und Argumenten bei einem konkreten 
Policy-Issue. 
4.2 Bildung des Datenkorpus 
Die Rekonstruktion der Argumentationsmuster basiert auf eine «Menge von Aussagen» 
der untersuchten Akteure (Foucault, 1981, S. 170). Für die Diskursnetzwerkanalyse stel-
len die in Textdaten erhaltenen Aussagen die Datengrundlage dar (Jannig et al. 2009, S. 
73). Eine begründete Auswahl und Erhebung der Aussagen übt somit einen entscheiden-
den Einfluss auf die Ergebnisse der Diskursnetzwerkanalyse aus (Heindl, 2015, S. 275). 
Angesichts der Forschungsfrage, musste zuerst definiert werden, anhand wessen Aussa-
gen die Vermittlung der offiziellen Positionierungen von «aggregierten» Akteuren 
Deutschland, Polen und der Europäischen Kommission erfolgen sollte. Die Eingrenzung 
der Akteure erfolgt in dieser Arbeit aus der institutionellen Perspektive, wonach die Ak-
teure durch die Struktur eines politisch-administrativen Systems festgelegt sind 
(Schneider, Akteurkonstellationen und Netzwerke in der Politikentwicklung, 2014, S. 
263). Die Positionen von Deutschland und Polen wurden auf Basis der Aussagen von 
amtlichen Regierungsvertretern (z.B. Bundeskanzlerin/Premierminister; Minister; Regie-
rungssprecher) wiedergegeben, da ihre Äusserungen zu Nord Stream 2 als offizielle Linie 
der jeweiligen exekutiven Gewalt betrachtet werden können. Für Polen wurde auch der 
Staatspräsident als Spitze der Exekutive miteinbezogen. Hingegen wurde der deutsche 
Bundespräsident nicht als geeigneter Akteur für die Analyse betrachtet, da er nicht der 
Exekutive zugeordnet wird. Bei der Suche nach Aussagen wurde keine Einschränkung 
bezüglich des Tätigkeitsbereichs der Regierungsvertreter vorgenommen (z.B. wurden 
Methodisches Vorgehen  28 
nicht nur die Aussagen von Energieministern erfasst), um die Argumentationsmuster 
vollständig abzubilden und keinen Bias zu verursachen. Analog zu Deutschland und Po-
len wurden zur Darstellung der Position der Europäischen Kommission die Aussagen des 
Kommissionspräsidenten, der EU-Kommissaren und der Kommissionspressesprecher 
herangezogen. In der nachfolgenden Tabelle werden individuelle Akteure zu den jewei-
ligen aggregierten Akteuren zusammengefasst: 
Deutschland Polen Europäische Kommission 
Bundeskanzlerin Staatspräsident  Präsident  
Bundesminister Ministerpräsident Kommissare/Vizepräsiden-
ten/Generaldirektoren 
Regierungssprecher Minister Pressesprecher 
 Regierungssprecher  
Tabelle 5: Überblick über die individuellen Akteure (Deutschland, Polen, Europäische Kommis-
sion) (eigene Darstellung) 
In dieser Untersuchung wurden zwei Arten von den für die Diskursnetzwerkanalyse ty-
pischen Datenquellen kombiniert (Jannig et al., 2009, S. 73). In einem ersten Schritt wur-
den Akteure und deren Aussagen aus den ausgewählten Zeitungsartikeln extrahiert. On-
line-Zeitungsartikel sind eine einfach zugängliche Quelle, wo dynamische Daten über 
viele Jahre abrufbar und vorhanden sind (Nagel, 2016, S. 119). In einem zweiten Schritt 
wurden Pressemitteilungen und Reden eines Akteurs auf entsprechenden Webseiten (z.B. 
die Webseite der Bundesregierung, die Webseite des polnischen Präsidentenamts) ge-
sucht und die möglicherweise nicht vollständigen Aussagen in bereits gefundenen Zei-
tungsartikeln wurden ergänzt oder ersetzt. Dadurch wurde einem möglichen Verzerrungs-
effekt aufgrund einer selektiven Medienberichterstattung entgegengewirkt.   
Bei der Auswahl von Zeitungen wurde eine Balance von politischen Ausrichtungen und 
thematischen Profilen angestrebt (Heindl, 2015, S. 275). Die nachstehende Tabelle bietet 
einen Überblick über die Sets von Datenquellen für Deutschland, Polen und die EU-Kom-
mission:  















Süddeutsche Zeitung  
(Allgemein; Mitte-links) 
Biznes Alert  
(Wirtschaft)  
«Midday Briefings»  
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Schriftliche Antworten an die 
Anfragen der Mitglieder des 
Europäischen Parlaments 























Internationale Medien, ohne spezifische Zuteilung: Reuters (Nachrichtenagentur) 
Tabelle 6: Überblick über die ausgewählten Datenquellen (Deutschland, Polen, Europäische 
Kommission) (eigene Darstellung) 
Die Auswahl der relevanten Artikel wurde mit dem Suchbegriff «Nord Stream 2» im Titel 
oder im ersten Abschnitt vorgenommen. Aufgrund möglicher Verzerrungseffekte wurde 
auf zusätzliche Suchwörter (z.B. Namen der Akteure) verzichtet. Der Zeitrahmen wurde 
auf die Periode vom Juni 2015 (öffentliche Verkündung des Projekts) bis zum April 2019 
(die Durchführung der vorliegenden Untersuchung) festgelegt, um eine vollständige Dar-
stellung der allfälligen Transformationen in den Argumentationsmustern der Akteure zu 
ermöglichen. Nur Artikel, die konkrete Statements der Akteure (vgl. Tabelle 6) in direkter 
oder indirekter Rede beinhalten, wurden aufgenommen. Statements mit identischem In-
halt, die am selben Tag in mehreren Quellen publiziert und wiederholt wurden, wurden 
nur einmal erfasst. Zum Schluss wurden die im April 2019 publizierten Artikel doppelt 
geprüft, um einen Bias aufgrund neuer Publikationen zu vermeiden (Leifeld & Ingold, 
2015, S. 69). Es muss ausserdem darauf hingewiesen werden, dass wegen vieler Aus-
wahlentscheidungen nur ein bestimmter Teil der Daten der Analyse unterzogen wurde. 
Durch den Einbezug anderer Datenquellen in Ergänzung zu den Zeitungsartikeln, wie 
zuvor erwähnt, wurde ein höherer Vollständigkeitsgrad erreicht. 
Im Laufe der Suche wurden alle relevanten Äusserungen, die durch Datenbankenrecher-
chen sukzessiv gefunden wurden, in einer Excel-Tabelle festgehalten. Die Textquellen 
wurden auf separate Excel-Blätter für Deutschland, Polen und die Europäische Kommis-
sion eingetragen. Der Eintrag erfolgte chronologisch nach dem Schema: Datum, Per-
son/Amt, Hauptpunkte der Statements, Link zur Quelle. Diese Herangehensweise ermög-
lichte eine Strukturierung des Suchverfahrens und erleichterte die nachträgliche Aktuali-
sierung des Datensatzes (z.B. falls vollständigere Quellen zu einem späteren Zeitpunkt 
gefunden wurden). So wurde die Datengrundlage der Untersuchung gebildet. 
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4.3 Codierungsvorgehen im DNA 
Im nächsten Schritt wurden die in den Excel-Tabellen festgehaltenen Textquellen in die 
Software «Discourse Network Analyser» (DNA, Version 1.31) eingelesen. Das DNA-
Programm dient der Verwaltung von Textdaten und ermöglicht es, die Aussagen ver-
schiedener Akteure zu codieren respektive in verschiedene Kategorien einzuordnen. Ka-
tegorien werden dabei als Argumente oder thematische Formationen verstanden (Nagel, 
2016, S. 117). Dieses Vorgehen ermöglichte somit eine akteursbezogene Analyse von 
Argumentationsmustern zu Nord Stream 2 über die definierte Zeitperiode.  
Die Codierung der Aussagen (Statements) im DNA-Programm erfolgt hinsichtlich vier 
verschiedener Informationseingaben zu dem entsprechenden Textteil. Beispielsweise 
wird ein Statement «Merkel sagte, Nord Stream 2 werde zur Diversifizierung beitragen» 
wie folgt codiert:  
- Person: Merkel 
- Organisation: DE Bundeskanzlerin 
- Kategorie: Diversifizierung 
- Annahme /Ablehnung der Kategorie: Ja (= Annahme) 
Alle Statements wurden auf Deutsch oder Englisch eingelesen, Codierung erfolgte aber 
in der Sprache der vorliegenden Arbeit (Deutsch). Die «Organisationen» der Akteure 
wurden eindeutig benannt, so dass bei der Analyse keine Missverständnisse bezüglich der 
Zugehörigkeit zu den aggregierten Hauptakteuren bestand. Beispielsweise wurden deut-
sche Akteure mit «DE» und polnische Akteure mit «PL» vermerkt.  
In diesem Papier wurden Kategorien induktiv gebildet, indem Argumente und Positionen 
sukzessiv aus dem Datenmaterial heraus zu Kategorien zusammengefasst wurden (Hussy, 
Schreier, & Echterhoff, 2013, S. 253). Eine Reihe von Kategorien konnte aber proviso-
risch bereits aus dem ersten Teil der vorliegenden Arbeit zum Stand des Gasmarkts skiz-
ziert werden, was auch für die Formulierung der Hypothesen notwendig war. Zum Zweck 
der Übersichtlichkeit wurden die Kategorien im DNA-Programm stichwortartig benannt.   
Aus den formulierten Hypothesen geht weiter hervor, dass für diese Arbeit der Einsatz 
von «politischen» und «Gasmarkt-bezogenen» Argumenten beziehungsweise Kategorien 
von Interesse ist. Die Aufteilung in diese zwei Gruppen kann aber beim Codieren noch 
nicht eindeutig erfolgen, da die Beurteilung, ob ein Argument politisch oder Gasmarkt-
bezogen ist, vorwiegend von der eigentlichen Auslegung des jeweiligen Akteurs abhängt. 
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Das wird wiederum in den konkreten DNA-Statements ersichtlich, die für eine genauere 
Analyse der Positionen in weiteren Unterkapiteln herangezogen werden.  
Die Codierung der Statements im DNA-Programm erfolgt eindimensional, das heisst die 
Kategorien können nicht gruppiert werden (Nagel, 2016, S. 123). Deswegen mussten alle 
Kategorien auf der gleichen Eben codiert werden, obwohl einige Kategorien anderen 
übergeordnet sind (z.B. Diversifizierung – Versorgungssicherheit – Energiesicherheit). 
Deswegen wurde versucht, die Kategorien relativ generisch, aber gleichzeitig differen-
ziert genug zu halten, um den Vergleich der benutzten Argumente zwischen den Akteuren 
zu ermöglichen. Die genaue Begründung zur Annahme oder Ablehnung einer Kategorie 
seitens eines Akteurs blieb in den Statements ersichtlich. Beim Codieren wurde zuerst 
angeschaut, ob ein Argument einer der existierenden Kategorien zugeordnet werden 
konnte. Falls das nicht möglich war, wurde eine neue Kategorie erstellt. Zur Vermeidung 
einer voreingenommenen persönlichen Bewertung wurden auch die Statements, die 
gleich mehrere Kategorien erhielten, für jede Kategorie jeweils neu codiert. Nach der 
Codierung wurden die Kategorien in allen DNA-Dateien bereinigt und, wenn möglich, 
verallgemeinert. Auch hier wurde darauf geachtet, dass die für die Analyse bedeutenden 
Nuancen in der Argumentation durch die Aggregierung nicht verloren gehen. Deswegen 
wurden teilweise auch die relativ selten vorgekommenen Kategorien beibehalten, um die 
Argumentationen gänzlich aufzuzeigen und um keine Verzerrung der Ergebnisse zu ver-
ursachen. Zum Schluss wurden die Codierungen auf «self contradictions» geprüft, damit 
sich eventuelle Codierungsfehler finden liessen. Die Auflistung sämtlicher codierter 
Statements wurde aus dem DNA-Programm exportiert und diesem Papier separat beige-
legt (s. «List of Statements»).  
Da nur ein Codierer am Codierungsprozess beteiligt war, muss beachtet werden, dass die 
Zuordnung zu den Kategorien individuell-subjektiv erfolgte, was vor allem bei ambiva-
lenten Statements problematisch sein kann. Eine möglichst objektive Erzeugung und Zu-
weisung der Kategorien wurde durch die oben beschriebenen Codierungsregeln erzielt. 
Eine intersubjektive Codierung durch mindestens zwei Personen ist aber in der Regel 
empfehlenswert (Hussy, et al., 2013, S. 255). Die Validität, nämlich die tatsächliche Er-
fassung der relevanten Textstellen und Bedeutungen (Hussy et al., 2013, S. 258), wurde 
durch die zweistufige Notierung der Argumente (in der Excel-Tabelle und im DNA-Pro-
gramm) sichergestellt. Um Reliabilität der Codierung zu gewährleiten, wurden die Kate-
gorienzuordnungen in einer Woche nach dem Abschluss des Codierungsvorgangs noch-
mal stichprobenartig geprüft (Hussy et al., 2013, S. 258).  
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4.4 Visualisierung im visone 
In einem nächsten Schritt wurden die zusammengestellten DNA-Daten in Form von ver-
schiedenen Akteurs- und Konzeptnetzwerken für den gesamten untersuchten Zeitraum 
und für bestimmte Zeitspannen exportiert. Die Netzwerkvisualisierung erfolgte mit der 
Software visone Version 2.16, die ausserdem eine graphische Bearbeitung und Analyse 
der Netzwerkdaten ermöglichte.  
In einem Netzwerk werden Akteure und Kategorien als Knoten («Nodes») modelliert. In 
Akteursnetzwerken werden zwei Akteure dann mit einer Kante miteinander verbunden, 
wenn sie zu mindestens einer Kategorie die gleiche Einstellung haben. Das Gewicht der 
jeweiligen Kante («edge weight»), die zwei Akteure verbindet, wird in der Regeln durch 
die Anzahl der gemeinsam geteilten Argumente bestimmt («weight»). Anhand von ge-
wichteten Kanten können somit Akteure mit einer grösseren Argumentationsähnlichkeit 
erkannt werden. In Konzeptnetzwerken werden zwei Kategorien dann miteinander ver-
bunden, wenn sie mindestens von einem gleichen Akteur benutzt wurden. Ähnliche Ak-
teure und ähnlich benutzte Argumente konnten in visone in Cluster gruppiert werden. Die 
Cluster-Bildung erfolgte in dieser Arbeit nach dem Louvain-Verfahren und es wurde die 
Einstellung edge weight=weight verwendet, um den Kanten als Verbindungsstärke die 
Anzahl der gemeinsam genutzten Argumente zwischen zwei Akteuren zu attribuieren.  
Akteurs- und Diskursnetzwerke sind «one-mode» -Netzwerke, das heisst als Knoten wer-
den entweder Akteure oder Kategorien dargestellt. Die Beziehungen zwischen Akteuren 
und Konzepten werden anhand von «two-mode» -Affiliationsnetzwerken (bipartiten Gra-
phen) modelliert, wo die Knotenmengen sowohl aus Akteuren als auch aus den Katego-
rien bestehen. Die Kanten geben in diesem Fall an, ob ein Akteur einem Konzept zu-
stimmt oder dies ablehnt. Die Relationen zwischen Elementen jeweils gleicher Mengen 
werden dabei nicht berücksichtigt. Anhand von solchen Netzwerken können vor allem 
polarisierende Themen unter den Akteuren identifiziert werden.  
Die Netzwerke können ausserdem für bestimmte Zeiträume erstellt werden. In wieder-
holten Messpunkten werden somit Veränderungen in den Beziehungen erfasst. In dieser 
Arbeit erfolgte die Visualisierung der Netzwerke zuerst für die gesamte Zeitspanne und 
nachfolgend quartalsweise oder halbjährig, um eine mögliche Evaluation der Argumen-
tation und Akteurskonstellationen zu verfolgen.  
Zwecks besserer Visualisierung wurden zudem die Knoten in visone unterschiedlich ein-
gefärbt. In bestimmten Fällen erfolgte die Einfärbung nach der Häufigkeit der Statements 
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(je häufiger ein Argument desto dunkler ist die Einfärbung) oder nach Profil/Zugehörig-
keit eines Akteurs. Die Einfärbungskriterien werden bei jedem Netzwerk in einer Le-
gende erläutert.  
Für die Überprüfung der zuvor aufgestellten Hypothesen wurde die Netzwerkerstellung 
in dieser Arbeit wie folgt strukturiert. Zuerst wurden die Gesamtnetzwerke, die alle Ak-
teure und Kategorien umfassen, angeschaut (Hypothesen 1-3). Danach wurden separate 
Akteurs- sowie Konzeptnetzwerke für Deutschland (Hypothese 4), Polen (Hypothese 5) 
und die EU-Kommission (Hypothese 6) erstellt. Pro relevante thematische Formation 
(z.B. Gasbedarf bei Deutschland (Hypothese 4.2) oder Abhängigkeit bei Polen (Hypo-
these 5.1)) wurden separate Analysen durchgeführt.  
Um die Übersichtlichkeit des vorliegenden Berichts zu gewährleisten, werden im Kapitel 
«Ergebnisse» nur die aussagekräftigsten Netzwerke dargestellt. Die Abbildungen zu den 
restlichen Netzwerken sind im Anhang zu finden.   
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5 Ergebnisse  
In diesem Kapitel werden die Ergebnisse der Diskursnetzwerkanalyse zusammengefasst. 
Die Erstellung verschiedener Akteurs- und Konzeptnetzwerke verfolgt keinen Selbst-
zweck, sondern zielt auf die Überprüfung der im Kapitel 3 formulierten Hypothesen. Zu-
erst erfolgen die grafische Darstellung und Beschreibung der Gesamtnetzwerke und da-
nach der separaten Netzwerke für Deutschland (DE), Polen (PL) und die EU-Kommission 
(EK). 
5.1 Netzwerkanalyse für den Gesamtdiskurs 
In diesem Unterkapitel werden Akteurs- und Konzeptnetzwerke mit allen Akteuren er-
stellt. Zudem werden die Affiliationsnetzwerke für besonders polarisierende Themen be-
trachtet. An dieser Stelle bezweckt die Netzwerkanalyse primär die Gewinnung eines Ge-
samtüberblicks über die Positionen der Akteure. Die genaueren Begründungen für die 
Positionen des jeweiligen Akteurs werden in den folgenden Unterkapiteln separat ausge-
arbeitet. Alle angeführten Zitate werden mit einer «Statement ID» gekennzeichnet, um 
sie gegebenenfalls in der List of Statements aufzufinden.   
Es wurden 309 Artikel anhand von insgesamt 31 Kategorien codiert, was in 957 State-
ments resultierte. Die nachfolgende Tabelle verschafft einen Überblick über die Codie-
rungsstatistik für die «aggregierten» Akteursgruppen:  
Codiertes Material  Deutschland  Polen Europäische 
Kommission 
Artikel 110 113 86 
Statements 328 321 308 
Organisationen 4 8 7 
Personen 27 16 11 
Kategorien 19 20 20 
Tabelle 7: Codierungsstatistik (Deutschland, Polen, Europäische Kommission) (eigene Darstel-
lung) 
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5.1.1 Akteursnetzwerke  
Die Abbildung 6 zeigt das Akteursnetzwerk, welches sich auf die Statements sämtlicher 
Akteure über die gesamte betrachtete Zeitspanne bezieht. Die Analyse der Argumente 
anhand der List of Statements (vgl. Anhang A) zeigt, dass die Einstellungen der Akteure 
zum Projekt von rechts nach links negativer werden: von der unterstützenden Bundesre-
gierung zur kritischen EU-Kommission und zu den das Projekt vehement ablehnenden 
polnischen Akteuren. Das Clustering-Verfahren macht die argumentative Trennung zwi-
schen allen Akteursgruppen deutlich. Die Kantendichte zeigt aber, dass es eine engere 




Die einzigen Ausreisser aufgrund ihrer Argumentation sind das polnische Ministerium 
für Meereswirtschaft und der European External Action Service (EEAS – Diplomatischer 
Dienst der EU). Auch die EU-Generaldirektion für Umwelt ist in ihrer Argumentation 
isoliert. Gründe dafür werden in den nachfolgenden separaten Netzwerkanalysen für PL 
und die EK erläutert. Die Grösse der Nodes gibt die erste Auskunft über die prominen-
testen Akteure in den jeweiligen Akteursgruppen. In Deutschland sowie in Polen wird der 
Diskurs von der Regierungsspitze geführt, während sich bei der EK am meisten die 
Legende   
 Polen        Europäische Kommission        Deutschland 
Knotengrösse nach 
«Statement Frequency» Kantendichte nach Gewicht 
 
Abbildung 6: Akteursnetzwerk im Gesamtdiskurs über den ganzen Zeitraum (eigene Darstellung  
mit visone) 
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Generaldirektion Energie zum Projekt äussert und insgesamt der aktivste Akteur im Netz-
werk ist.     
Es stellt sich aber die Frage, ob und wie sich die Akteurskonstellationen über die Zeit 
verändert haben. Um diese Entwicklung zu verfolgen, wurden die Akteursnetzwerke mit 
allen Organisationen quartalsweise erstellt und analysiert (vgl. Anhang B). Dabei wurden 
alle Kategorien beibehalten ausser «Einhaltung der EU-Regeln erforderlich», da dieses 
Konzept sehr generisch ist und alle Akteure dem zustimmen. Die Analyse zeigt, dass die 
Positionen von DE und der EK 2015 noch deutlich ähnlicher waren, als beide Seiten vor 
allem auf den kommerziellen Charakter von NSP2 verwiesen. Das sei «ganz klar» ein 
unternehmerischer Vorgang, kommentierte die deutsche Regierung die Verkündung des 
Projekts im Juni 2015 (316). «In erster Linie ist das eine kommerzielle Entscheidung», 
stimmte die GD Energie zu (4). PL war hingegen der Meinung, NSP2 sei ein «politisches 
Projekt ohne Wirtschaftslogik» (651). 
Ende 2015 formulierten alle Akteure ihre Positionen ausführlicher. Sowohl PL als auch 
die EK kamen zum Schluss, NSP2 unterminiere die Diversifizierungsbemühungen und 
Energiesicherheit der EU. In diesem Kontext wurde auch die Frage des Transits durch die 
Ukraine zum ersten Mal von allen Akteuren angesprochen. Die Annäherung zwischen 
der EK und PL und das Auseinanderdriften zwischen der EK und DE wurde ab Mitte 
2016 noch deutlicher. PL und die EK fingen an zu fordern, dass NSP2 die EU-Gasmarkt-
regeln (Third Energy Package, TEP) befolgen solle. Darüber hinaus fanden PL und die 
EK, dass NSP2 mit den Zielen der Energieunion nicht vereinbar sei. Dabei wechselten 
die EK zwischen den Clustern mit den polnischen und den deutschen Akteuren, was auf 
ihre Rolle als Broker bereits in dieser Zeit hindeuten könnte. 
Im zweiten Quartal 2016 brachte die EK den neuen Aspekt «Legal Void» beziehungs-
weise «kollidierende Rechtsordnungen» in den Diskurs um NSP2 ein, weshalb die Argu-
mentation zwischen DE und EK weiter auseinanderging. Nur die Einsicht, dass die Uk-
raine ein Transitland bleiben müsse, verband die EK und DE weiterhin. Ein Jahr später 
gab es zwischen DE auf einer Seite und der EK und PL auf der anderen Seite keine ge-
meinsamen Argumente mehr (vgl. Abbildung 7), vor allem weil die EK sich auf die neue 
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Idee des Mandats zu den Verhandlungen über NSP2 konzentrierte. Der Vorschlag wurde 





Im Sommer 2017 drohten die USA zum ersten Mal mit Sanktionen gegen die an NSP2 
beteiligten Energieunternehmen. Das bildete einen Anknüpfungspunkt zwischen DE und 
der Spitze der EK, da die beiden Akteure mögliche Sanktionen kritisierten. Bei diesem 
Punkt stellte sich aber PL gegen die EK und DE. Mehrmals rief die polnische Regierung 
die USA 2018 auf, das Projekt mithilfe von Sanktionen zu blockieren. 
Gegen Ende 2017 erfolgte eine weitere Aufteilung der Akteurskonstellationen in drei se-
parate Cluster DE/EK/PL, da die EK einen Gesetzesvorschlag zur Änderung der Gas-
richtlinie einbrachte und somit ihre Argumentationsausrichtung wieder änderte. Deutsch-
land sah diesen Gesetzesvorschlag am Anfang sehr kritisch. Polen stellte sich aber hier 
auch auf die Seite der EK. Es gab somit Anfang 2018 wieder keine argumentative Ver-
bindung zwischen EK/PL und DE. Während 2018 variierten die Konstellationen aber Ins-
gesamt häufig je nach Themen, die zu einem bestimmten Zeitpunkt politisch relevant 
waren.  
Interessanterweise blieben DE und PL über den gesamten Untersuchungsraum in unter-
schiedlichen Clustern, während die GD Energie, wie oben erwähnt, oft der einzige Akteur 
mit Verbindungen sowohl zu den deutschen als auch zu den polnischen Akteuren war. Es 
war aber bereits im Jahr 2018 zu erkennen, dass es einen neuen Anknüpfungspunkt zwi-
schen DE und PL gab, nämlich dass LNG für die Diversifizierung der Gasversorgung 
notwendig sei. Diese Tendenz zur Zunahme der gemeinsamen Argumente setzte sich im 






Kantendichte nach  
Gewicht 
Abbildung 7: Akteursnetzwerk im Gesamtdiskurs, zweites Quartal 2017 (eigene Darstellung mit 
visone) 
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Zunahme an Aussagenmengen im Jahr 2018 erkennen, da das Projekt politisch immer 
polarisierender wirkte. Angesichts der bereits angesprochenen Besonderheiten der Argu-
mentation der EK, gab die EK 2017 am meisten Stellungen ab. Die nachfolgende Grafik 
veranschaulicht das: 
 
Abbildung 8: Häufigkeit von Statements der Akteure im Gesamtdiskurs, durchschnittliche Zahl 
der Statements pro Monat pro Akteur (eigene Darstellung) 
5.1.2 Konzeptnetzwerke  
Betrachtet man die von der EK, DE und PL über den gesamten Untersuchungszeitraum 
benutzten Kategorien, kommen fünf Hauptkonzepte gemessen an der Erwähnungshäufig-
keit zum Vorschein: 1. Die Ukraine muss Transitland bleiben (95 Statements); 2. Aus-
wirkungen auf die Diversifizierung (77 Statements); 3. NSP2 muss sich an EU-Regeln 
halten (76 Statements); 4. NSP2 ist ein wirtschaftliches Projekt (74 Statements); 4. Ein-
fluss von NSP2 auf die Abhängigkeit von Russland (65 Statements). Die Aufteilung von 
Themen stellt die Abbildung 9 dar. 
Die drei Cluster in dieser Abbildung zeigen zudem, welche Kategorien am häufigsten von 
den gleichen Akteuren herangezogen wurden. Stellt man diese Clusterung mit den Ak-
teurskonstellationen (Abbildung 6) in Verbindung, wird deutlich, dass PL und die EK die 
Argumente aus dem gleichen rechten Cluster benutzten, während die deutschen Akteure 
auf diejenigen aus dem linken Cluster zurückgriffen. Die Kategorie im unteren Cluster 
gehört zur Argumentation der GD Umwelt. Die Kantendichte demonstriert ausserdem, in 
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Betrachtet man die Kategorien nach Zentralitätsmass (Degree) über den gesamten Zeit-
raum, stellt sich heraus, dass die Kategorie «Gasrichtlinie» die höchste Zentralität hat (s. 
Abbildung 10). Das heisst, dieses Thema ist für den Gesamtdiskurs übergreifend und hat 
die stärksten Verbindungen mit anderen Themen. Die Themen «Einhaltung der EU-Re-
geln», «Abhängigkeit» sowie die Transitrolle der Ukraine haben ebenfalls einen hohen 
Zentralitätsgrad, wie das nachfolgende Bild zeigt: 
Legende  
Einfärbung nach  
«Statement Frequency» 
Kantendichte nach  
Gewicht 
Abbildung 9: Konzeptnetzwerk im Gesamtdiskurs über den ganzen Zeitraum (eigene Darstel-
lung mit visone) 











Abbildung 10: Konzepte mit dem höchsten Zentralitätsgrad im Gesamtdiskurs über den ganzen 
Zeitraum (eigene Darstellung mit visone) 
Während die oben genannten Kategorien im Diskurs um NSP2 generell sehr prominent 
sind, zeigt eine Analyse der Kategorien in Quartalsabschnitten (vgl. Anhang B), auf wel-
che speziellen Themen die Akteure an bestimmten Zeitpunkten einen besonderen Wert 
legten. 2015-2016 waren das vor allem die Fragen der Diversifizierung und der notwen-
digen Einhaltung der EU-Regeln, was von allen Akteuren im Hinblick auf NSP2 gefor-
dert wurde. Es wurde also bereits an dieser Stelle deutlich, dass die regulatorischen The-
men im Diskurs um NSP2 eine wichtige Rolle spielen. 2017 gewannen die konkreten 
marktregulatorischen Themen (Legal Void, Mandat, Gasrichtlinie) und die Frage der 
NSP2-Sanktionen an Bedeutung. 2018 wurde die Diskussion durch die zukünftige Rolle 
der ukrainischen Transitroute und Gasabhängigkeit besonders stark dominiert. 2019 ge-
riet zudem wieder der Aspekt der Diversifizierung und der Gasrichtlinie in den Mittel-
punkt.  
Was die Rolle der Ukraine als Transitland angeht, wurde diese thematische Formation 
mithilfe mehrerer Kategorien abgedeckt: «Ukraine muss Transitland bleiben», «Garantie 
der existierenden Transitrouten erforderlich», «Gefährdung der ukrainischen Transit-
route», «Gefährdung der existierenden Transitrouten». Die drei Akteursgruppen haben in 
ihren Positionen bei der Frage zur Ukraine unterschiedliche Gesichtspunkte hervorgeho-
ben, was die nachfolgende Grafik zeigt: 
Legende 
Einfärbung nach Zentralität 
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Abbildung 11: Einsatz der Kategorien zur Ukraine im Gesamtdiskurs pro Akteur über den ganzen 
Zeitraum (eigene Darstellung) 
Dabei wurde die Frage der ukrainischen Transitroute von allen Akteuren bereits 2015 
angesprochen, wie die nächste Grafik veranschaulicht. Dieses Thema wurde von DE ab 
2018 besonders stark angesprochen.   
 
Abbildung 12: Häufigkeit von Statements zur Ukraine im Gesamtdiskurs, durchschnittliche Zahl 
pro Monat pro Akteur (eigene Darstellung) 
Während sich alle Akteure generell einig sind, dass der Gastransit durch die Ukraine wei-
ter betrieben werden muss, gibt es andere Fragen, bei denen die Akteure diametral entge-
gengesetzte Meinungen vertreten. Solche polarisierenden Themen lassen sich anhand von 
Affiliationsnetzwerken erkennen. Das Affiliationsnetzwerk in der Abbildung 13 zeigt die 
kontroversesten Themen im Hinblick auf NSP2: Implikationen von NSP2 für Diversifi-
zierung, Gasabhängigkeit und Versorgungssicherheit in der EU. 
Die Analyse der Affiliationsnetzwerke in halbjährigen Zeitabschnitten (vgl. Anhang B) 
zeigt, dass bei allen polarisierenden Fragen PL und die EK auf derselben Seite gegenüber 
DE standen. Ausserdem fällt es auf, dass vor allem die Fragen der Diversifizierung und 
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deutet darauf hin, dass diese zwei Aspekte des Projekts im Kern der Konfrontation der 






5.2 Netzwerkanalyse für Deutschland 
In diesem Unterkapitel werden separate Akteurs- und Diskursnetzwerke für die aggre-
gierte Akteursgruppe «Deutschland» gebildet und analysiert. Zudem wird genauer auf die 
Hintergründe der Positionierung von deutschen Akteuren eingegangen.  
5.2.1 Akteursnetzwerke 
Deutschlands Bundeskanzlerin ist der prominenteste deutsche Akteur in der Debatte um 
NSP2 gemessen an der Zahl von Statements über den gesamten Untersuchungszeitraum. 
Auf die Bundeskanzlerin folgt das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 









 Zustimmung einer 
Kategorie 
 Ablehnung einer 
Kategorie 
Legende 
Einfärbung und Grösse der Knoten nach  
«Statement Frequency»  
Kantendichte nach Gewicht 
Abbildung 13: Affiliationsnetzwerk mit ausgewählten Kategorien im Gesamtdiskurs über den 
ganzen Zeitraum (eigene Darstellung mit visone) 
Abbildung 14: Organisationsnetzwerk im deutschen Diskurs über den ganzen Zeitraum (eigene 
Darstellung mit visone) 
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Bei der Betrachtung der Personen im Diskurs stellt sich heraus, dass Bundeskanzlerin 
Angela Merkel, Regierungssprecher Steffen Seibert, der aktuelle Bundeswirtschaftsmi-
nister Peter Altmaier und der ehemalige Aussenminister Sigmar Gabriel zu den aktivsten 
Einzelakteuren gehören. Gabriel war zwischen 2015 und 2019 nacheinander sowohl 
Wirtschafts- als auch Aussenminister, da er aber die meisten Statements zu NSP2 wäh-
rend seiner Zeit im Auswärtigen Amt machte, wird er im Personennetzwerk in der Abbil-




Aus dieser Abbildung geht ausserdem hervor, dass sich die meisten «grünen» Vertreter 
des Bundeskanzleramts in Cluster 1 versammeln. Die Akteure in diesem Cluster haben 
die gemeinsamen Argumente «Diversifizierung» und «Abhängigkeit». In Cluster 2 be-
finden sich hingegen die BMWi-Vertreter, die den wirtschaftlichen Charakter des Pro-
jekts betonen. Die meisten Vertreter des Aussenministeriums sind in Cluster 3, die 
Legende     






Abbildung 15: Personennetzwerk im deutschen Diskurs über den ganzen Zeitraum (eigene Dar-
stellung mit visone) 
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mehrheitlich über die Versorgungssicherheit Europas im Kontext der US-Sanktionen 
sprechen. Wie die nächste Grafik zeigt, war das BMWi von Anfang an in der Diskussion 
um NSP2 sehr engagiert. Unter dem Druck von Sanktionsdrohungen aus den USA akti-
vierte sich 2017 auch Deutschlands Auswärtiges Amt. 2018 dominierte hingegen die 
Kanzlerin die Debatte um NSP2. 
Die plötzliche Zunahme der Stellungnahmen von allen Akteuren im Jahr 2018 (s. Abbil-
dung 16) drückt die wachsende Intensität der Debatte um NSP2 aus. In den ersten vier 
Monaten 2019 haben die deutschen Akteure mehr Statements zu NSP2 abgegeben als im 
gesamten Jahr 2017.  
 
Abbildung 16: Häufigkeit von Statements der deutschen Akteure, Durchschnittliche Zahl pro Mo-
nat pro Akteur (eigene Darstellung) 
5.2.2 Konzeptnetzwerke  
Das argumentative Vorgehen der deutschen Akteure wird in der nachstehenden Abbil-
dung aufgezeigt. Links sind Kriterien und Feststellungen, denen DE zustimmt. Rechts 
sind wiederum Punkte und Rückschlüsse, die DE in Bezug auf NSP2 ablehnt. Die Ein-
färbung nach «Statement Frequency» zeigt die für Deutschland wichtigsten Kategorien 
in der Diskussion um NSP2: 1. Ukraine muss Transitland bleiben; 2. Wirtschaftliches 
Projekt; 3. Versorgungssicherheit; 4. Abhängigkeit; 5. Diversifizierung. Nachfolgend 







2015 2016 2017 2018 2019
Häufigkeit von Statements der deutschen Akteure
Bundesregierung BMWi Auswärtiges Amt
Ergebnisse  45 
 
Abbildung 17: Konzeptnetzwerk im deutschen Diskurs über den ganzen Zeitraum (eigene Dar-
stellung mit visone) 
Die wirtschaftliche Natur des Projekts blieb über den gesamten Zeitraum eins der wich-
tigsten Konzepte im deutschen Diskurs. Seit Juni 2015 betonte DE, dass es sich bei NSP2 
um «ein Projekt der Wirtschaft» handle (316). Ein Sprecher des deutschen Aussenminis-
teriums verdeutlichte im September 2015, dass die Bundesregierung auf dieses wirt-
schaftliche Projekt «keinen Einfluss hat und keinen Einfluss nimmt» (317). Diese Ent-
scheidung der Energieunternehmen, sich an der Energieversorgungssicherheit für 
Deutschland und Europa zu beteiligen, könne die Bundesregierung nur ausdrücklich be-
grüssen (318). So betonten deutsche Akteure über den ganzen Untersuchungszeitraum 
auch den Beitrag von NSP2 zur Diversifizierung der Lieferrouten und somit zur Versor-
gungssicherheit Deutschlands und Europas. «Neue Pipelinestränge sind prinzipiell zu be-
grüssen, da sie als Diversifizierung der Transportwege zur Versorgungssicherheit beitra-
gen», kommentierte das BMWi bereits 2015 (325). DE sah also NSP2 als zusätzlichen 
Lieferweg (381), der zudem neue russische Lagerstätten für die europäischen Gasver-
braucher erschliesst (420). Als Antwort auf die Kritik bezüglich Diversifizierung wies die 
deutsche Regierung ausserdem oft darauf hin, dass DE bereits eine diversifizierte Ener-
giepolitik habe, zu der auch Gas aus Russland gehöre (510).  
In diesem Zusammenhang argumentierte DE konsequent seit September 2015 auch gegen 
die Kritik, dass NSP2 zu einer grösseren Gasabhängigkeit von Russland führen würde. 
Aus deutscher Sicht seien die Diversifizierungsbemühungen der EU gut vorangeschritten, 
gerade um Abhängigkeiten zu vermeiden (323). NSP2 würde also im Wettbewerb mit 
Legende: Einfärbung nach «Statement Frequency» 
                Kantendichte nach weight 
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LNG-Terminals und anderen Pipelineanbindungen stehen und die Marktposition von Ga-
zprom würde demzufolge von der Wettbewerbsfähigkeit russischer Gaslieferungen ab-
hängen, so das Bundeskanzleramt im Jahr 2016 (371). Die Frage der Abhängigkeit wurde 
persönlich von Merkel seit 2018 häufiger angesprochen. «Ein russisches Gasmolekül 
bleibt ein russisches Gasmolekül. Egal, ob es über die Ukraine oder über die Ostsee 
kommt. Das heisst, die Frage, wie abhängig wir von russischem Gas sind, kann durch die 
Frage, durch welche Pipeline es fliesst, nicht geklärt werden», sagte Merkel (612). Ab-
hängigkeit sei also aus deutscher Sicht vielmehr eine Frage der alternativen Bezugsquel-
len, die Europa zur Verfügung stehen und da gebe es zahlreiche andere Bezugsquellen, 
erklärte auch Bundeswirtschaftsminister Altmaier im Januar 2019 (574). 
Mit dieser «unternehmerischen Entscheidung» verband aber die Bundesregierung seit 
Ende 2015 auch eine politische Aufgabe, nämlich dass auch in Zukunft die bestehende 
Pipelineinfrastruktur in Polen und vor allem in der Ukraine für den Transit von russi-
schem Gas genutzt wird (vgl. Abbildung 11). Merkel drückte bereits Ende 2015 ihren 
«politischen Wunsch» aus, dass die Ukraine als Transitland wegen NSP2 nicht völlig 
unbedeutend werden dürfte (331). 2016 forderte der damalige Bundeswirtschaftsminister 
Gabriel auch zusätzliche Garantien für die Jamal-Pipeline (336). Diese Forderungen wa-
ren für die Bundesregierung in der Diskussion um NSP2 ausschlaggebend. Über den gan-
zen Zeitraum brachte sich bei dieser Frage vor allem die Kanzlerin aktiv ein. Im April 
2018 widerholte Merkel, NSP2 sei ohne Klarheit über die Rolle der ukrainischen Tran-
sitroute nicht möglich und diese politischen Faktoren seien zu berücksichtigen. NSP2 sei 
also «nicht nur ein wirtschaftliches Projekt» (452). Diese Stellungnahme wurde als eine 
fundamentale Änderung der deutschen Position zu NSP2 interpretiert. Polens Premiermi-
nister Morawiecki kommentierte, die Kanzlerin hätte ihre Rhetorik «unter Einfluss Po-
lens» geändert (840). Seit dieser Zeit wurde die «politische Dimension» des Projekts im 
deutschen Diskurs noch deutlich häufiger angesprochen. Deswegen setzte sich auch die 
Bundesregierung seit 2018 sehr aktiv für trilaterale Gastransitverhandlungen zwischen 
der Ukraine, der EK und Russland ein (430). Dieses Engagement für die ukrainische 
Transitroute und andere existierende Pipelines betrachtete die deutsche Regierung als ihre 
Antwort auf die Bedenken Polens und anderer europäischer Partner hinsichtlich NSP2 
(334). DE wolle ausserdem Polen in ein noch enger verknüpftes Gasleitungsnetz mitein-
binden (336). Berlin nehme somit die Sorgen der mittelosteuropäischen Länder gegen-
über NSP2 ernst (377).  
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Die weitere Analyse der Kategorien in Quartalsabschnitten (vgl. Anhang C) zeigt, dass 
wenngleich die Kategorien «Ukraine muss Transitland bleiben» und «Wirtschaftliches 
Projekt» generell das Rückgrat der deutschen Argumentation darstellen, bestimmte Ver-
änderungen in der argumentative Herangehensweise Deutschlands über die Zeit erkenn-
bar sind. Dabei lassen sich auch Kategorien differenzieren, die für Deutschland spezifisch 
sind. Zum Beispiel hob die deutsche Regierung zwischen 2016 und 2017 die Bedeutung 
der Marktregeln und der Liberalisierung der Gasversorgung hervor. Es sei nicht mehr die 
Politik, die über die Gasversorgung entscheide, sondern es seien die europäischen Unter-
nehmen, die das tun, sagte Aussenminister Gabriel im März 2017 (378). Der europäische 
Gasmarkt dürfte nicht zurück in die Gefangenschaft der Politik gebracht werden, warnte 
er auch als Wirtschaftsminister im Juli 2016 (367).  
In der zweiten Jahreshälfte 2017 sprach sich Deutschland sehr deutlich gegen die Dro-
hungen des US-Präsidenten Trump aus, NSP2 mit Sanktionen zu belegen. Die deutsche 
Regierung könne Sanktionen gegen europäische Unternehmen, die sich am Ausbau der 
europäischen Energieversorgung beteiligen, nicht akzeptieren, reagierte der damalige 
Aussenminister Gabriel im Juni 2017 (389). Wirtschaftliche und aussenpolitische Inte-
ressen dürften nicht miteinander vermischt werden (393).   
Seit 2018 wurde auch die Verlässlichkeit der russischen Gaslieferungen im deutschen 
Diskurs viel stärker betont. Bundeswirtschaftsminister Altmaier unterstrich beispiels-
weise im April 2018, russische Gasimporte habe es auch zur Zeit des Kalten Kriegs ge-
geben, und sie seien zu jeder Zeit sicher gewesen (465). Auch die Kanzlerin schliess sich 
diesem Argument an und betonte, Russland werde ein verlässlicher Gaslieferant auch in 
Zukunft bleiben (588). Aber «Vertrauen ist gut, Kontrolle ist besser», kündigte Altmaier 
an und setzte seit dem zweiten Quartal 2018 auch auf die neue Kategorie «LNG zur Diver-
sifizierung». Der Aufbau der LNG-infrastruktur in Deutschland soll laut Altmaier dazu 
beitragen, «die überhitzte Diskussion» über NSP2 zu entspannen (575). Ein LNG-Termi-
nal sei auch laut Merkel für die Energieversorgung Deutschlands wichtig, damit wolle 
man auch auf andere Quellen als Pipelines wie NSP2 zurückgreifen können (527). Im 
ersten Quartal 2019 wurde das Konzept «LNG zur Diversifizierung» fast gleich wichtig 
wie die Rolle der ukrainischen Transitroute.  
Seit dem Sommer 2018 wurde zudem der Beitrag von NSP2 zur Deckung des steigenden 
Gasbedarfs Deutschlands hervorgehoben. Angesichts der Klimaziele werde Deutschland 
seinen Gasbedarf eher vergrössern und NSP2 sei daher sinnvoll, sagte Merkel im 
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September 2018 (510). Der Anteil von Erdgas an der Energieversorgung werde somit 
weiter wachsen (621), Energie müsse aber auch erschwinglich bleiben (585). 2019 ge-
wann dieses Thema weiter an Bedeutung. Wegen der Atomausstiegs im Jahr 2022/23 und 
des geplanten Kohleausstiegs bis 2038 werde Deutschland in den nächsten Jahren «ein 
sehr sicherer Absatzmarkt für Erdgas» bleiben, sowohl für russisches Pipeline-Gas als 
auch für LNG, prognostizierte Merkel im Februar 2019 (615). In diesem Kontext wies 
die deutsche Regierung auch darauf hin, dass die Förderkapazitäten in den west- und 
nordeuropäischen Fördergebieten zurückgingen, was die Versorgungssicherheit Deutsch-
lands betreffe (558). 
Anfang 2019 nach der Abstimmung zur Gasrichtlinie im Rat der EU gewann auch dieses 
Thema an Aufmerksamkeit im öffentlichen Diskurs der Bundesregierung. «Es gehe nicht 
an, dass Brüssel das dritte Energiebinnenmarkt-Paket ändern wolle, um es nachträglich 
auf das Projekt anzuwenden. Ich halte das für ein grundsätzliches Problem», kommen-
tierte Aussenminister Gabriel 2017 diese Angelegenheit (415). Im Februar 2019 be-
grüsste aber die Bundesregierung, dass der von Deutschland und Frankreich vorgelegte 
Änderungskompromiss eine breite Mehrheit «insbesondere auch bei den osteuropäischen 
Mitgliedstaaten» gefunden hätte (606). Die deutsche Position zur Kategorie «Gasrichtli-
nie» veränderte sich somit von Ablehnung zur Zustimmung.  
Die zeitliche Entwicklung des Einsatzes von ausgewählten Kategorien wird in der nach-
folgenden Grafik dargestellt. Es wird noch einmal ersichtlich, dass auf die unternehmeri-
sche Natur des Projekts seit 2015 hingewiesen wurde, während der Aspekt des steigenden 
Gasbedarfs erst 2018 zur Erwähnung kam. 
 
Abbildung 18: Häufigkeit von ausgewählten Kategorien im deutschen Diskurs, Durchschnittliche 
Zahl der Statements pro Monat (eigene Darstellung) 
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5.3 Netzwerkanalyse für Polen  
In diesem Unterkapitel werden separate Akteurs- und Diskursnetzwerke für polnische 
Akteure erstellt. Es wird genauer auf die Hintergründe der Positionierung von polnischen 
Akteuren eingegangen.   
5.3.1 Akteursnetzwerke  
Gemessen an der Anzahl der Statements über den gesamten Untersuchungszeitraum ist 
Polens Ministerpräsident der aktivste Akteur im nationalen Diskurs um NSP2, gefolgt 
vom polnischen Aussenministerium und vom polnischen Präsidenten, wie dem nachfol-
genden Bild entnommen werden kann. Gegensatz zu DE hat in PL das Aussenministe-
rium eine prominentere Rolle als das Energieministerium. Insgesamt sind am Diskurs um 
NSP2 viel mehr unterschiedliche Ministerien als im Falle von Deutschland beteiligt, auch 






Im untersuchten Zeitraum hatte PL drei Premierminister: Ewa Kopacz (bis November 
2015), Beata Szydlo (November 2015–Dezember 2017), Mateusz Morawiecki (seit De-
zember 2017). Eine Betrachtung der im Diskurs involvierten Einzelpersonen zeigt, dass 
nur Morawiecki und Szydlo sich als Ministerpräsidenten zu NSP2 äusserten, dabei war 
Morawiecki viel aktiver als Szydlo. Es fällt ausserdem auf, dass als Einzelakteur auch 
Jacek Czaputowicz, der erst seit Januar 2018 Polens Aussenminister ist, in seiner relativ 
kurzen Amtszeit fast gleich aktiv war, wie Polens Staatpräsident Andrzej Duda, der schon 
seit Sommer 2015 im Amt ist. Das veranschaulicht die nachfolgende Abbildung:  
Legende 
Einfärbung und Grösse 




Abbildung 19: Organisationsnetzwerk im polnischen Diskurs über den ganzen Zeitraum (eigene 
Darstellung mit visone) 
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Abbildung 20: Personennetzwerk im polnischen Diskurs über den ganzen Zeitraum (eigene Dar-
stellung mit visone) 
Das linke Cluster versammelt die meisten Vertreter des Energieministerium sowie des 
Ministeriums für wirtschaftliche Entwicklung und des Verteidigungsministeriums. Diese 
Akteure teilen die Einschätzung, dass NSP2 ein politisches Projekt sei. Im rechten Cluster 
versammeln sich hingegen die Hauptakteure, die auch eine hohe argumentative Verbun-
denheit ausweisen.   
Die Verteilung von Statements der polnischen Akteure über den gesamten Zeitraum, die 
in der nächsten Abbildung dargestellt wird, gibt an, dass sich die Diskussion um NSP2 
2018 deutlich intensivierte. Das könnte zumindest teilweise auf die oben erwähnten per-
sonellen Umstellungen in polnischen Regierungskreisen zurückzuführen sein. Der polni-
sche Ministerpräsident ist dabei über den ganzen Zeitverlauf der aktivste Akteur. 
Legende         
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Abbildung 21: Häufigkeit von Statements der polnischen Akteure, durchschnittliche Zahl der 
Statements pro Monat pro Akteur (eigene Darstellung mit visone) 
5.3.2 Konzeptnetzwerke  
Die Positionierung der polnischen Akteure wird in der nachfolgenden Abbildung darge-
stellt. Oben sind die Kategorien, die auf Zustimmung der polnischen Akteure treffen. Un-
ten sind hingegen Aspekte, welche Polen in Bezug auf NSP2 ablehnt. Interessanterweise 
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Abbildung 22: Konzeptnetzwerk im polnischen Diskurs über den ganzen Zeitraum (eigene Dar-
stellung mit visone) 
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Der Schwerpunkt der polnischen Argumentation ist die Einsicht, dass NSP2 ein «politi-
sches Projekt» sei. Zu den weiteren am häufigsten eingebrachten Einwänden gehören 
auch Sicherheitsbedenken, Abhängigkeit, Gefährdung der Solidarität sowie Gefährdung 
der ukrainischen Transitroute (vgl. Anhang D).  
Kurz nach der Verkündigung des Projekts sagte PL, dass das Projekt «gegen polnische 
Interessen» verstosse und dass es die europäische Solidarität gefährde (645). Diese «Ge-
fährdung der Solidarität» warf PL der deutschen Regierung während des gesamten Un-
tersuchungsraums vor. Von DE hätte PL mehr Solidarität erwartet (673) und es könne 
nicht sein, dass DE eine Frage dieser Tragweite «im Alleingang» entscheide (742). Aus 
polnischer Sicht fördere das Projekt deutsche Interessen zulasten der Sicherheit der ost-
europäischen Staaten (718). «Unserer Auffassung nach ist es eine Investition, die für eine 
Teilung Europas sorgt», so der Premierministerin Szydlo im Juni 2016 (691). Die Pipeline 
spalte also die westliche Gemeinschaft (768) und sei deswegen «antieuropäisch» (916) 
und «egoistisch» (731). «Deutschland denkt oft, dass europäische Positionen deutsche 
Positionen seien. Aber in der Frage von Nord Stream 2 ist es anders», sagte Polens Aus-
senminister Czaputowicz im Januar 2019 (916).  
Nach dem Amtsantritt der neuen Regierung im November 2015 intensivierte sich die Kri-
tik. PL forderte Ende 2015 eine «inklusive» Diskussion auf EU-Ebene und rief die EK in 
einem Brief an den Kommissionspräsidenten Juncker dazu auf, eine entschlossene Posi-
tion zu NSP2 anzunehmen (668). In diesem Kontext forderte PL von der Kommission, 
dass die EU-Gasregeln (TEP) von NSP2 befolgt werden müssten. Deswegen unterstützte 
die polnische Regierung die Initiativen der EK, durch ein Verhandlungsmandat oder 
durch eine Änderung der Gasrichtlinie diese Regeln für NSP2 anwendbar zu machen. 
Wie PL zugab, würde die Anwendung von TEP das Projekt erschweren (881).  
In der zweiten Jahreshälfte 2016 ging PL auf die Frage der Diversifizierung ein. Die pol-
nische Regierung war der Ansicht, NSP2 trage nicht zur Diversifizierung der Gasversor-
gung bei. Das Projekt würde keine neue Gasbezugsquelle erschliessen und stelle keine 
neue Route dar, weil die Pipeline parallel zur existierenden Nord Stream 1-Leitung ver-
laufe (787). «Das sei keine Diversifizierung, sondern eine weitere Monopolisierung», 
sagte Morawiecki im Juni 2018 (837). Ferner sei NSP2 «die grösste Gefahr» für die 
Diversifizierung in der EU (869). Für PL bedeutet eine «echte» Diversifizierung der Gas-
versorgung eine Abkopplung von Gaslieferungen aus Russland und wäre nur über LNG 
oder norwegisches Gas denkbar (960). NSP2 widerspreche somit der polnischen 
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Gaspolitik und dem polnischen Diversifizierungskonzept und unterminiere sogar polni-
sche Diversifizierungsprojekte wie Baltic Pipe, sagte Präsident Duda 2016 (723). Dabei 
wolle PL selbst zu einem Gas-Hub «für ganz Europa» werden, verkündete Morawiecki 
Ende 2017 (757). In diesem Kontext zähle die polnische Regierung seit 2018 die auf den 
Ausbau des LNG-Terminals und die Flüssiggas-Importe aus den USA. «So werden wir 
nicht nur unseren Energiebedarf sichern, sondern auch Gas weiter an unsere Nachbarn 
abtransportieren», erhoffte sich Duda im September 2018 (867). In diesem Kontext ist 
eine Aussage des polnischen Aussenministers bemerkenswert: «Es geht uns um unsere 
Sicherheit. Dafür sind wir auch bereit, einen gewissen Preis zu zahlen. Wir investieren in 
das Pipeline-Projekt Baltic Pipe […]. Unter Umständen wird es teurer als russisches Gas. 
Aber unsere Sicherheit ist es uns wert» (934). 
Auch die Frage der Abhängigkeit war für PL von Anfang an zentral. Der polnischen Auf-
fassung nach würde NSP2 zu einer grösseren Abhängigkeit von russischem Gas und zur 
Dominanz von Gazprom führen (684). Mehr Kapazitäten würden Gazprom erlauben, 
mehr Gas nach Europa zu bringen und dadurch seine Dominanz zu stärken, in einer Situ-
ation, wo Osteuropa immer noch von russischen Gaslieferungen abhängig sei, erklärte 
Duda im Juli 2016 (695). Laut Duda würde NSP2 also «die konsolidierte Marktposition 
eines einzigen Anbieters auf dem europäischen Markt noch weiter stärken» (816). Die 
durch NSP2 bewirkte «absolute russische Energiedominanz» werde dann auch höhere 
Preise, eine mögliche Unterbrechung von Gaslieferungen und politische Erpressung zu 
Folge haben (872). «NSP2 ist gegen die EU-Energiestrategie. Unser Ziel ist einfach – das 
Projekt muss gestoppt werden», kündigte auch der polnische Minister für Meereswirt-
schaft 2017 an (732). 
Aus dieser Einschätzung stammte die Überzeugung der polnischen Akteure, dass NSP2 
kein wirtschaftliches, sondern ein politisches Projekt sei. Es habe keine Wirtschaftslogik, 
da es bereits genug Importkapazitäten für russisches Gas gebe, erläuterte Duda im No-
vember 2015 (651). Laut Europaminister Szymanski sei das Projekt «das Trojanische 
Pferd» Russlands, um politische Beziehungen in der EU zu vergiften (711). Zum anderen 
«wolle Russland durch NSP2 der Ukraine wirtschaftlichen Schaden zufügen», so der 
Staatssekretär für die Energiesicherheit Naimski (736). Grundsätzlich benutze Russland 
Gas als politisches Instrument und NSP2 sei ebenfalls «ein Element russischer Geopoli-
tik, ein Erpressungstool», so Morawiecki (804). Laut ihm sei NSP2 auch eine «neue hyb-
ride Waffe» gegen die EU und NATO (827). NSP2 würde es Russland erlauben, die Ener-
giepolitik der EU zu bestimmen und die Energieunion zu unterminieren. «Kurz und gut, 
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Nord Stream 2 ist unnötig, schädlich und spaltet die westliche Gemeinschaft», fasste Mo-
rawiecki seine Einschätzung im Februar 2018 zusammen (768).  
Von Anfang an löste NSP2 auch verschiedene Sicherheitsbedenken bei der polnischen 
Regierung aus. «Mit der Pipeline werde Russland seine Kriege finanzieren», warnte das 
polnische Aussenministerium im November 2015 (653). Es gebe auch Implikationen für 
die Sicherheit in der Ostsee-Region, denn «die Leitung gibt Russland einen Grund, die 
ganze Ostsee zu patrouillieren und zu spionieren», so Aussenminister Czaputowicz (900). 
NSP2 sei ein Tool für «ein aggressives, revisionistisches Russland», Czaputowicz zufolge 
(822). Es habe auch destabilisierende Konsequenzen für Osteuropa und die Ukraine. 
«Wenn die ukrainische Gasleitung wegen NSP2 nicht mehr nötig ist, was würde Putin 
davon abhalten, in Kiev einzumarschieren?» fragte Morawiecki im November 2018 
(906). NSP2 sei also eine «vergiftete Pille für die europäische Sicherheit» (827).  
Eine «Gefährdung der ukrainischen Transitroute» war somit für die polnischen Akteure 
auch von Anfang an eine wichtige Kategorie und gewann 2018 deutlich an Bedeutung. 
Die Regierung Polens ging davon aus, dass Russland mit NSP2 die Ukraine umgehen 
wolle. Das würde die Ukraine wirtschaftlich schwächen (658), die proeuropäischen Re-
formen im Land verlangsamen (673) und zu einer Eskalation des Militärkonflikts (899) 
führen. «NSP2 killt die Ukraine», alarmierte Czaputowicz im Januar 2019 (918). Ande-
rerseits gefährde NSP2 auch andere Transitrouten, was die EU-Versorgungssicherheit be-
einträchtige. Die gesamten Importmengen aus Russland würden dann nach DE fliessen 
und müssten in West-Ost-Richtung transportiert werden. Die Infrastrukturkapazitäten in 
der EU seien dafür aber nicht ausreichend (659). Naimski wies ausserdem 2017 den Vor-
wurf zurück, PL sei wegen eines möglichen Verlusts von Transiteinnahmen der Jamal-
Pipeline gegen NSP2. «Wir werden keine Transiteinnahmen verlieren, weil es keine gibt» 
(737). PL bekomme an Transitgebühren nur $5.5 Million pro Jahr. Duda sagte aber 2018, 
PL sei gegen NSP2, weil es die Rolle der Transitländer von den Transitländern wegnehme 
(764).  
2018 setzte sich ausserdem das polnische Aussenministerium für US-Sanktionen gegen 
NSP2 ein. Auch Morawiecki warb dafür: «Wir wollen, dass der Bau der Pipeline mit US-
Sanktionen belegt wird» (883). Die Pipeline zerstöre zudem den Effekt von EU-Sanktio-
nen gegen Russland, argumentierte PL seit 2016. Das Thema «Gasrichtlinie» gewann seit 
Mitte 2018 an Bedeutung und wurde 2019 zu einem der wichtigsten Diskussionspunkten. 
Der polnische Aussenminister Czaputowicz warf DE vor, sich mit «immer neuen 
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Täuschungsmanövern» gegen die Gasrichtlinie zu wehren, während PL die Haltung der 
EU «sehr unterstützt» (915).  
Der nachfolgenden Grafik kann man entnehmen, dass die Frage der Abhängigkeit ab 2018 
besonders oft von den polnischen Akteuren angesprochen wurde und die Kategorie «Ge-
fährdung der Solidarität» über die Zeit stetig an Bedeutung gewann. Hingegen war die 
Gefährdung der existierenden Routen (im Gegensatz zur Gefährdung des Transits durch 
die Ukraine) für die polnischen Akteure kein zentrales Thema.  
 
Abbildung 23: Häufigkeit von ausgewählten Kategorien im polnischen Diskurs, durchschnittliche 
Zahl der Statements pro Monat (eigene Darstellung) 
5.4 Netzwerkanalyse für die Europäische Kommission 
In diesem Kapitel werden Akteurs- und Diskursnetzwerke für die Europäische Kommis-
sion (EK) gebildet und analysiert. Zudem wird genauer auf die Hintergründe der Positio-
nierung der EK eingegangen. 
5.4.1 Akteursnetzwerke 
Von Seiten der EK wird die Diskussion um NSP2 von der Generaldirektion für Energie 
(GD Energie) vorangetrieben. Auch der Vizepräsident für die Energieunion Maros Sefco-
vic bringt sich in die Debatte aktiv ein, wie die folgende Abbildung zeigt. Die argumen-
tative Verbundenheit besteht vor allem zwischen GD Energie, dem Vizepräsidenten für 
die Energieunion und dem EU-Kommissionspräsidenten. Wie bereits erwähnt, ist die Ge-
neraldirektion für Umwelt aufgrund ihres spezifischen Zuständigkeitsbereichs in ihrer 
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Das Netzwerk der einzelnen Personen, die die EK vertreten, spiegelt das Netzwerk der 
Institutionen wider. Energiekommissar Miguel Arias Canete war während des gesamten 
betrachteten Zeitraums der profilierteste Akteur, gefolgt von Sefcovic, wie das nachfol-
gende Bild zeigt. Aus dieser Abbildung geht ausserdem hervor, dass sich alle Energie-
vertreter, die Kommissionsspitze sowie ein «grauer» Akteur Mogherini im mittleren 
Cluster befinden. Diese Akteure haben gemeinsam, dass sie alle die Rolle der ukraini-
schen Transitroute in ihrer Argumentation ansprachen. Im linkeren Cluster ist hingegen 
nur Umwelt-Kommissar Vella, der schlicht den Einfluss von NSP2 auf den europäischen 
Fischereisektor kommentierte. Auch der Vizepräsident für Bessere Rechtssetzung Tim-
mermans und Wettbewerb-Kommissarin Vestager im rechten Cluster äusserten sich zu 




Einfärbung und Grösse der Knoten 
nach «Statement Frequency» 
Kantendichte nach Gewicht 
Legende 
 GD Energie 









Abbildung 24: Organisationsnetzwerk der Europäischen Kommission über den ganzen Zeit-
raum (eigene Darstellung mit visone) 
Abbildung 25: Personennetzwerk der Europäischen Kommission über den ganzen Zeitraum (ei-
gene Darstellung mit visone) 
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Die Verteilung sämtlicher Statements der EK-Akteure (s. nächste Abbildung 26) macht 
es deutlich, dass die GD Energie von Anfang an der aktivste Akteur im Diskurs um NSP2 
war. 2017 gab es zudem eine Zunahme an gesamten Stellungnahmen der Kommissions-
vertreter. Das lässt sich auf die neuen marktregulatorischen Vorschläge der Kommission 
zurückführen: Im März 2017 stellte die EK einen Antrag auf ein Verhandlungsmandat 
mit Russland über NSP2 und im November 2017 schlug die EK eine Änderung der Gas-
richtlinie vor. 
 
5.4.2 Konzeptnetzwerke  
Analog zu DE und PL lässt sich die Argumentation der EK basierend auf ihrer Zustim-
mung oder Ablehnung bestimmten Kategorien interpretieren. In der Abbildung 27 wer-
den in der oberen Gruppe die Kategorien, welchen die EK zustimmt, aufgeführt. Die Ka-
tegorien unten lehnt die EK ab. Die Positionen der EK stellen eine Mischung aus den 
Positionen Deutschlands und Polens dar. Beispielsweise sieht die Kommission NSP2 als 
ein wirtschaftliches Projekt. Dabei ist die EK mit PL einverstanden, dass NSP2 weder zur 
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Abbildung 26: Häufigkeit von Statements der Europäischen Kommission, durchschnittliche Zahl 
pro Monat pro Akteur (eigene Darstellung) 
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Die quartalsweise Analyse der Argumente (vgl. Anhang D) zeigt, dass die EK seit der 
Initiierung des Projekts für die Einhaltung der anwendbaren EU-Regeln plädierte, vor 
allem in den Bereichen Energie, Umwelt und Wettbewerb. «Die Kommission kann das 
Projekt nicht stoppen, aber sie kann die Einhaltung der EU-Regeln fordern», sagte Sefco-
vic im Dezember 2015 (35). Dabei fand es die EK äussert wichtig, dass NSP2 die EU-
Gasvorschriften (TEP) befolgen soll und muss. «Jede neue Infrastruktur muss den TEP-
Regeln vollkommen entsprechen», sagte Canete im Juli 2016 (124). Nachdem es sich 
aber herausgestellt hatte, dass das TEP auf NSP2 nicht anwendbar war, führte die EK 
2016 das Konzept eines vermeintlichen «Legal Void» («regulierungsfreier Raum») ein. 
Legende:  
Einfärbung nach «Statement Frequency» 
Abbildung 27: Konzeptnetzwerk der Europäischen Kommission über den ganzen Zeitraum (ei-
gene Darstellung mit visone) 
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«Vor dem Hintergrund der kollidierenden Rechtsordnungen müsse NSP2 in einem recht-
lichen Rahmen betrieben werden, der auch die Grundprinzipien unserer Marktregeln be-
rücksichtigt», forderte Canete im Mai 2016 (107). «Politisch mögen wir NSP2 nicht. Wir 
haben aber keine rechtlichen Gründe, das Projekt abzulehnen», gab eine Pressesprecherin 
der Kommission im März 2017 zu (156). 2017 kam deswegen die Kategorie «Mandat» 
ins Spiel, um die Verhandlungen mit Russland über «einen speziellen Rechtsrahmen» für 
NSP2 aufzunehmen. «Die Kommission ist eine rechtliche Institution. Wir können daher 
keine willkürlichen Entscheidungen treffen, die ein Projekt aufgrund von Präferenzen be-
vorzugen oder blockieren. Die EK arbeitet deswegen an einem speziellen Rechtsrahmen», 
kommentierte die EK die Diskussion um das Mandat (170). Das Mandat werde der EK 
«mehr Leverage» in Sachen NSP2 geben, erläuterte die EK 2018 (284). Komplementär 
zum Mandat nahm die EK Ende 2017 das andere regulatorische Thema der Überarbeitung 
der Gasrichtlinie auf, um das TEP auf NSP2 anwendbar zu machen und «das rechtliche 
Vakuum» zu füllen. Der Vorschlag illustriere «den klaren politischen Willen» der Kom-
mission, die Grundprinzipien des EU-Energierechts im Hinblick auf NSP2 durchzusetzen 
(247). Die Änderung sei aber nicht gegen NSP2 gerichtet (304). «Die Überarbeitung der 
Gasrichtlinie soll nichts blockieren. Wir wollen nur, dass unsere Regeln respektiert wer-
den», verdeutlichte Borchardt 2019 (302), als dieses Thema zum Hauptanliegen der EK 
wurde. 
Aber nicht nur mit den EU-Gasmarktregeln, sondern auch mit den Zielen der Energieun-
ion sei NSP2 laut der Kommission nicht im Einklang, worauf die EK 2016 aktiv hinwies. 
Deswegen schliess die EK bereits 2015 die finanzielle Unterstützung und die Aufnahme 
des Projekts in die Liste der «Vorhaben von gemeinsamem Interesse» (Projects of Com-
mon Interest) aus. Darüber hinaus bestritt die EK ausdrücklich, das NSP2 im Hinblick 
auf die Ziele der Energieunion zur Diversifizierung der europäischen Energieversorgung 
beitrage. NSP2 erschliesse keine neue Gasbezugsquelle, biete keinen neuen Gaslieferan-
ten ein und stelle keine neue Route dar (184). Das Projekt könne aber die Landschaft des 
gesamten EU-Gasmarkts verändern, denn 80% des aus Russland importierten Gases wür-
den dann über eine einzige Route fliessen (18, 109). «NSP2 würde das Liefermuster der 
russischen Gasimporte ändern. Die derzeitigen Transitrouten für russisches Gas könnten 
weitgehend durch einen einzigen dominanten Gastransportkorridor ersetzt werden», 
schrieb die EK 2017 in ihrem Mandatsantrag (192). Darüber hinaus könnte die Pipeline 
aufgrund ihrer Route den Ausbau der Position von Gazprom auf dem EU-Gasmarkt er-
leichtern. «Dies könnte den Prozess der Schaffung eines offenen Gasmarktes mit 
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wettbewerbsfähigen Preisen und diversifizierten Lieferungen in der EU behindern», er-
klärte die EK weiter (192). NSP2 ist also «das Gegenteil der Diversifizierung», so 
Borchardt (297). 
Die EK warnte kontinuierlich vor diesem «negativen Einfluss» von NSP2 auf die existie-
renden Gastransitrouten und vor allem auf die Ukraine. Bereits im Oktober 2015 wies die 
GD Energie darauf hin, dass der Transit durch die Ukraine wegen NSP2 «austrocknen» 
werde (19). Dabei hob die Kommission wiederholt seit 2015 die Zuverlässigkeit der uk-
rainischen Route hervor und forderte, dass die Ukraine auch künftig ein «strategisches» 
Transitland bleibe (138). «Die Aufrechterhaltung eines wirtschaftlich bedeutenden Gas-
transits ist auch für die wirtschaftliche und strategische Stabilität der Ukraine von ent-
scheidender Bedeutung», sagte die GD Energie 2019 (294).  
Es fällt aber auf, dass die Frage der Abhängigkeit im Diskurs der EK nur in einem frühen 
Stadium und insgesamt relativ wenig angesprochen wurde. NSP2 werde die Abhängigkeit 
von Russland erhöhen und die Position von Gazprom auf dem EU-Gasmarkt stärken (15, 
209). Vor allem sei es besorgniserregend, dass NSP2 zur Dominanz von Gazprom auf 
dem deutschen Gasmarkt führen würde, indem sein Anteil von 40 auf 60% steigern 
würde, warnte die GD Energie 2015 (17).  
2015 betonte die GD Energie aktiv, dass «NSP2 in erster Linie eine kommerzielle Ent-
scheidung ist» (7). Jedoch zeigte die EK zwischen 2015 und 2017 Zweifel über die Wirt-
schaftlichkeit des Projekts aufgrund des Überschusses an Importkapazitäten in der EU: 
«Derzeit werden nur rund 50% der Transportkapazitäten aus Russland genutzt und NSP2 
würde die überschüssige Importkapazität aus Russland weiter erhöhen», warnte Sefcovic 
Ende 2015 (46). In diesem Zusammenhang zog die EK 2017 auch Prognosen zur Ent-
wicklung des Gasimportbedarfs heran. «Die Gasimporte in die EU dürften bis 2030 stabil 
bleiben, da die inländische Produktion und der EU-Verbrauch zurückgehen. Angesichts 
der vorhandenen Importinfrastruktur und der erwarteten Wettbewerbsfähigkeit von LNG 
ab 2020 sieht die Kommission keinen Bedarf für eine neue Infrastruktur in der Grössen-
ordnung von NSP2» (164).  
Die quartalsweise Betrachtung der Kategorien zeigte, dass sich in der Argumentation der 
EK mit der Zeit drei grosse Narrative über die Marktregulierung, Rolle der Ukraine und 
Diversifizierung etablierten. Wie die nachfolgende Grafik zeigt, sind die marktregulato-
rischen Aspekte für die EK von Anfang an wichtig, mit einer besonderen Rolle von «Man-
dat» und «Gasrichtlinie» ab 2017.  
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Abbildung 28: Häufigkeit von ausgewählten Kategorien im Diskurs der Europäischen Kommis-
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6 Diskussion 
In diesem Kapitel werden die zentralen aus der Analyse gewonnenen Erkenntnisse ge-
würdigt und in Verbindung mit der im Kapitel 2 aufgearbeiteten Literatur gesetzt. Auf 
dieser Basis werden die aufgestellten Hypothesen diskutiert. Abschliessend werden Po-
licy-Implikationen abgeleitet.  
6.1 Interpretation der Ergebnisse  
Aus der Analyse der Gesamtnetzwerke geht eindeutig hervor, dass Deutschland, Polen 
und die Europäische Kommission ihre jeweiligen Positionen zu Nord Stream 2 auf Basis 
sehr unterschiedlicher und zum Teil entgegengesetzter Wertvorstellungen (nach Sabatier, 
1988) zur sicheren Energieversorgung und zum Funktionieren des europäischen Gas-
markts formulieren (vgl. Kapitel 2.1). Während DE auf die Gasmarktliberalisierung setzt 
und die Sicherstellung der Gasversorgung dem Markt überlässt, kann die wettbewerbsba-
sierte Energieversorgung aus polnischer Sicht nicht sicher sein, wenn der Markt russi-
sches Gas präferiert. Deutschland sieht NSP2 primär als zusätzliches Gasangebot, das 
eine erschwinglichere Energieversorgung bewirken würde. Für Polen ist aber nicht der 
Preis, sondern die «Sicherheit» bei der Gasversorgung ausschlaggebend. Aus Gasmarkt-
Sicht könnte diese Diskrepanz daher stammen, dass Erdgas für die Energieversorgung 
Deutschlands im Vergleich zu Polen eine viel grössere Rolle spielt (vgl. Unterkapitel 
2.1.1). In diesem Kontext ist aber auch die Positionierung der Europäischen Kommission 
interessant, die sich generell näher bei PL verortet. Das ist ein äussert bemerkenswertes 
Ergebnis, zumal die erfolgreichen Reformen zur Liberalisierung und Integration des eu-
ropäischen Gasmarkts von der EK selbst bewirkt worden sind und es daher nahe gelegen 
hätte zu vermuten, dass die EK ihre Positionierung primär aufgrund entsprechender 
marktbezogener Argumente bestimmt.  
Die Diskursnetzwerkanalyse hat gezeigt, dass sich DE und PL über den ganzen Zeitraum 
hinweg in unterschiedlichen Cluster befanden und somit beim Thema NSP2 von Anfang 
an gespalten waren. Entsprechend konnte die Hypothese 1 bestätigt werden. 
Die Auswirkungen von NSP2 auf die Diversifizierung der europäischen Gasversorgung 
wurden von den Akteuren tatsächlich unterschiedlich beurteilt und wirkten während des 
gesamten Zeitraums polarisierend. Die Hypothese 2 konnte somit grundsätzlich bestätigt 
werden, wobei anzumerken ist, dass die Polarisierung zwischen Deutschland auf einer 
Seite und Polen und der EU-Kommission auf der anderen Seite stattfand. Im Sinne der 
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im Kapitel 2.1.2 erläuterten Definition von Diversifizierung vermag die gegen NSP2 vor-
gebrachte Behauptung aber nicht zu überzeugen, dass eine neue Importpipeline aus Gas-
markt-Perspektive nachteilig für Diversifizierung sein könnte. Angesichts der Energiesi-
cherheitsstrategie der Europäischen Kommission und der erwähnten Position Polens, dass 
Diversifizierung eine Abkopplung von russischen Gaslieferungen bedeutet, liegt die Ver-
mutung nahe, dass sowohl die Kommission als auch Polen einen vergleichbaren neuen 
Lieferweg aus einem bestehenden Gas-Exportland positiver betrachten würden, wenn das 
Ursprungsland ein anderes wäre. Das lässt darauf schliessen, dass sich Polen und die Eu-
ropäische Kommission im Bereich politischer Kategorien bewegen.  
Die Analyse zeigte, dass alle drei Akteure von Anfang an der Einsicht waren, dass die 
Ukraine ein Transitland bleiben muss. Die Hypothese 3 konnte somit auch bestätigt wer-
den. Allerdings muss hier auch darauf hingewiesen werden, dass alle Akteure diesen 
Standpunkt unterschiedlich begründet haben. Polen betrachtete den Transit durch die Uk-
raine vor allem als eine wichtige Einnahmequelle und eine Garantie der ukrainischen und 
europäischen Sicherheit. Die deutsche Regierung stellte die Beibehaltung der ukraini-
schen Transitroute als eine politische Bedingung für NSP2 auf. Die EK sah die Ukraine 
als verlässlichen Partner und wollte eine Reduzierung von Importkorridoren vermeiden. 
Dabei ist anzumerken, wie im Kapitel 2.2.2. erwähnt wurde, dass NSP2 schon rein arith-
metisch den Gastransit durch die Ukraine gar nicht komplett ersetzen könnte. Es darf also 
vermutet werden, dass es für die Akteure in diesem Fall auch eher um eine politische 
Frage des Transitvolumens, also der Höhe der Transiteinnahmen für die Ukraine, geht als 
um die Gasmarkt-bezogene Frage der verfügbaren Importrouten, wie die Europäische 
Kommission es darstellt. Die Unterstützung der Kommission für eine Fortsetzung des 
ukrainischen Gastransits vermindert auch die von Vihma & Wigell (2016) aufgezeigte 
«politische Inkohärenz» der EU hinsichtlich der Auswirkungen von NSP2 auf die Ukra-
ine. 
Was die Argumentation Deutschlands betrifft, erwies sich die Positionierung der deut-
schen Regierung als kohärent und unter den Einzelakteuren abgestimmt. Auch die politi-
sche Zuständigkeit wurde klar definiert, worauf eine geringe Zahl von den am Diskurs 
beteiligten Ministerien hindeutet. Im Grossen und Ganzen war im deutschen Diskurs im-
mer das gleiche übergreifende Narrativ erkennbar. So wird aus der Analyse ersichtlich, 
dass die deutsche Regierung den kommerziellen Charakter von NSP2 seit der Initiierung 
des Projekts aktiv betont, was die Hypothese 4.1 bestätigt. Es wurden aber auch kleinere 
Veränderungen in der Rhetorik registriert, die sowohl aus politischen als auch aus 
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marktwirtschaftlichen Überlegungen stammen. Letztere sind daran zu erkennen, dass die 
deutsche Regierung seit 2018 das Projekt in die Realität des steigenden Gasbedarfs ein-
ordnet. Dadurch findet die Hypothese 4.2 eine Bestätigung. Angesichts der aussenpoliti-
schen Implikationen, mit denen die deutsche Regierung wegen der Unterstützung des 
Projekts konfrontiert wurde, forcierte Deutschland ab 2018 aktiv die Frage der Fortset-
zung des ukrainischen Transits, beschloss den Bau eines LNG-Terminals und änderte 
letztendlich seine Position zur Gasrichtlinie. So versuchte Deutschland, die aussenpoliti-
schen Kosten, die die Unterstützung des NSP2-Projekts nach Zachmann (2016) mit sich 
brachte, zu minimieren. Diese Aktivitäten können also als die Adressierung der politi-
schen Implikationen verstanden werden, was die Hypothese 4.3 bestätigt. Von Interesse 
ist auch, dass nicht das BMWi, sondern Kanzlerin Merkel persönlich sich für das Projekt 
am meisten einsetzte. Das belegt, dass das Projekt bei der deutschen Regierung eine Pri-
orität an oberster Stelle ist. Die Hypothese 4.4 wurde aber somit widerlegt.  
Insgesamt zeigt die Analyse, dass Deutschland Aspekte wie Diversifizierung, Versor-
gungsicherheit und Abhängigkeit im Hinblick auf NSP2 konsequent auf Gasmarkt-bezo-
gene Weise interpretiert. Für Deutschland ist das Projekt von wirtschaftlicher Natur und 
daher werden für die Argumentation ökonomische Gesichtspunkte wie Gasbedarf und 
Wettbewerb herangezogen. Auch wenn das Projekt für Deutschland eine offensichtliche 
politische Relevanz hat, erklärt Deutschland seine Unterstützung für NSP2 ausschliess-
lich durch Gasmarkt-bezogene und nicht politische Argumente. Somit kann die überge-
ordnete Hypothese 1 bestätigt werden.  
Im Vergleich zu Deutschland erschien die argumentative Herangehensweise Polens etwas 
fragmentierter, aber auch emotionsgeladener, was den häufigen Einsatz von politisch ge-
färbten Schlagworten zur Folge hatte. Auch wenn die inhaltlichen Hauptvorbehalte Po-
lens gegen das Projekt gut definierbar waren, war die Auslegung der Argumente seitens 
polnischer Akteure oft sehr unterschiedlich und wies kein einheitliches Narrativ wie bei 
Deutschland vor. Überwiegend bewegte sich Polen im Bereich politischer Kategorien. 
Die Gefahr einer grösseren Abhängigkeit von Russland durch NSP2 spielte im polnischen 
Diskurs eine prominente Rolle und die Hypothese 5.1 konnte somit bestätigt werden. Da-
bei muss aber beachtet werden, dass die Erklärung Polens, laut derer «mehr verfügbare 
Importkapazitäten zur Dominanz von Gazprom auf dem europäischen Gasmarkt führe» 
aus Sicht der Marktrealität nicht stichhaltig ist, wie das auch der Rechtsdienst des EU-
Rats bestätigt hatte (vgl. Kapitel 2.2.1). Auch die europäische Solidarität sah Polen ge-
fährdet, was die Hypothese 5.2 bestätigt, obwohl Deutschland von Anfang an versuchte, 
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die Besorgnisse Polens zu zerstreuen, wie die Analyse zeigte. Aber auch nachdem 
Deutschland auf weitere «Konzessionen» eingegangen war, veränderte Polen seine nega-
tive Position zum Projekt nicht, was auf einen tiefer liegende Motive für den Widerstand 
gegen NSP2 hindeutet. Des Weiteren fiel auf, dass die polnische Regierung in ihrem Dis-
kurs vor allem die Gefährdung der Transitroute durch die Ukraine und nicht durch Polen 
selbst befürchtete. Das lässt sich auf die politisch begründete Annahme Polens zurückzu-
führen, dass Russland mit Nord Stream 2 die Ukraine im Visier hätte. Die Hypothese 5.3 
konnte somit nicht bestätigt werden. Dass Polen dem Projekt eine grosse politische Be-
deutung beimisst zeigte die Tatsache, dass vor allem die Regierungsspitze die Diskussion 
führte. Die Hypothese 5.4. wurde aber somit widerlegt. 
Die Analyse polnischer Argumente machte deutlich, dass aussen- und sicherheitspoliti-
sche Überlegungen für Polen im Diskurs um NSP2 entscheidend waren. Auch wenn Po-
len zur Begründung seiner Opposition auf negative Auswirkungen von NSP2 für Wett-
bewerb oder Diversifizierung hinwies, waren diese Gasmarkt-bezogenen Kritikpunkte im 
Kern auch politisch motiviert. Dem polnischen Widerstand gegen das Projekt lag offenbar 
die Hauptvorstellung zu Grunde, dass Russland grundsätzlich die Gaslieferungen als ein 
Mittel der politischen Erpressung nutzt, was folglich auch die allgemeine Wichtigkeit der 
Gasmarkt-bezogenen Argumente für Polen zu relativieren vermag. Die übergeordnete 
Hypothese 5 konnte somit bestätigt werden.   
Auch bei der Europäischen Kommission war ein spezifisches Argumentationsmuster fest-
stellbar. Der Diskurs war insgesamt gut strukturiert beziehungsweise die Kommission 
bezog klare konsistente Positionen zu verschiedenen Aspekten des Projekts. Dabei fiel 
aber auf, dass die Kommission die Hauptquelle von neuen, übergreifenden Themen war, 
die sie in den Gesamtdiskurs sukzessiv einführte. Die Argumentationslinie der Kommis-
sion erwies sich also als stimmig, wurde aber fortlaufend um völlig neue Konzepte er-
weitert (z.B. Gasrichtlinie und Mandat). Diese Dynamik scheint zu bestätigen, dass die 
Kommission aktiv nach passenden marktregulatorischen Instrumenten suchte, um den im 
Kapitel 2.2.1 aufgezeigten Mangel an Rechtsgrundlagen für eine begründete Intervention 
in das Projekt zu kompensieren, was die Hypothese 6.2 bestätigt. Interessant dabei ist vor 
allem die Entwicklung des Diskurses um die Gasrichtlinie, die sich schlussendlich als 
übergreifendes Thema für alle Akteure erwies. Das deutet einerseits auf eine Rolle der 
Kommission als Broker zwischen Polen und Deutschland hin, obgleich unter der Ein-
schränkung, dass die Kommission dabei eigene Interessen durchzusetzen versucht und 
nicht als unvoreingenommener Kompromissmacher nach Sabatier handelt. Andererseits 
Diskussion  66 
bestätigt diese Tatsache, dass es der Kommission bei diesem markregulatorischen Thema 
speziell um das NSP2-Projekt und nicht um allgemeine Marktregulierung geht, wie sie 
nach aussen behauptet. 
Im Kontext der Vereinbarkeit des NSP2-Projekts mit den Zielen der Energieunion sprach 
die Kommission nur den Aspekt der Diversifizierung an und vernachlässigte zwei andere 
Ziele von Nachhaltigkeit und Wettbewerbsfähigkeit. Insgesamt nahm die EU-Kommis-
sion dieses Thema nur anfänglich auf, weshalb die Hypothese 6.1 nur zum Teil bestätigt 
werden konnte. Es ist ausserdem bemerkenswert, dass die EK im Diskurs um NSP2 die 
Tendenz einer Zunahme der künftigen Gasimporte nicht einfach vernachlässigte, sondern 
sie gar nicht anerkannte. Dabei wurde diese Tendenz im Kapitel 2.1.1 anhand von eigenen 
Statistiken der Kommission festgestellt. Demzufolge wurde die Hypothese 6.3 verwor-
fen. Die GD Energie erwies sich als mit Abstand aktivster Akteur und die Hypothese 6.4 
wurde bestätigt.  
Die EK bestätigte selbst, dass sie NSP2 politisch «nicht möge» und mehr Möglichkeiten 
suche, um auf das Projekt Einfluss zu nehmen. Damit wird auch die Feststellung von 
Yafimava (2015) bekräftigt, dass russisches Gas derzeit seitens der Kommission politisch 
unwillkommen ist. Dabei ist es auffällig und widersprüchlich, dass die EK in der Diskus-
sion um NSP2 ihre eigenen Errungenschaften zum Ausbau eines integrierten und wettbe-
werbsfähigen europäischen Gasmarkts, die sie im Bericht zum Stand der Energieunion 
(2019) auflistete, selbst in Abrede stellt. Die EK verdrehte ausserdem in ihrer Argumen-
tation bestimmte Gasmarkt-Konzepte, beispielsweise hinsichtlich der Bedeutung des 
Marktanteils eines Gasanbieters. All das lässt auf eine politisch motivierte Argumentati-
onsweise schliessen, auch wenn die Europäische Kommission in ihrer Argumentation oft 
Bezug auf den EU-Gasmarkt nahm. Die übergeordnete Hypothese 6 wurde demnach auch 
bestätigt.  
6.2 Implikationen und Handlungsempfehlungen  
Anhand der in dieser Arbeit durchgeführten Netzwerkanalyse konnten fundamentale 
Kontroversen im aktuellen Diskurs um NSP2 zwischen den untersuchten Akteuren auf-
gezeigt werden. Im Vergleich zu vielen anderen existierenden Policy-Studien, die wirt-
schaftliche oder politische Auswirkungen des Projekts oft eher deskriptiv untersuchen, 
bietet diese Arbeit eine grössere wissenschaftliche Systematik, die durch ein klar defi-
niertes methodisches Vorgehen ermöglicht wird. Die verwendete Methode der Diskurs-
netzwerkanalyse stellt einen innovativen Forschungsansatz dar. Nach Wissen des Autors 
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dieser Arbeit stellt eine Untersuchung des NSP2-Diskurses mithilfe der DNA- und vi-
sone-Programme ein Novum dar. Der Einsatz dieser Programme ermöglichte ausserdem 
eine systematische Darstellung der Dynamik des Diskurses statt einer statischen Be-
schreibung der Positionen der Akteure. Der weitere Wissensgewinn bestand zudem in der 
Aufzeichnung der Verhältnisse zwischen Deutschland, Polen und der Europäischen Kom-
mission beim Thema NSP2. Während die Positionen dieser Akteure oft nebeneinander 
dargestellt oder einander gegenübergestellt werden, zeichnet diese Arbeit zusätzlich eine 
Relation zwischen diesen drei Akteuren.   
Es ist vorstellbar, dass viele grosse internationale Projekte solche polarisierten Diskurse 
auslösen. Mit dieser Arbeit wurden somit auch für die Praxis relevante Erkenntnisse be-
züglich des Umgangs mit solchen umstrittenen Projekten sowohl für den privaten als auch 
für den öffentlichen Sektor erzielt, aus denen folgende Handlungsempfehlungen abgelei-
tet werden können: 
 Für wirtschaftliche Projekte: 
- Politik spielt immer eine wichtige Rolle und kann zu einem grossen Hindernis 
werden 
- Fundierte wirtschaftliche Argumente reichen nicht aus, um eine politische Inter-
vention zu vermeiden 
Für staatliche Akteure: 
- Grosse Infrastrukturprojekte können für erhebliche aussenpolitische Spannungen 
sorgen, auch wenn sie von nicht-staatlichen Akteuren initiiert und betrieben wer-
den. Diese Sorgen müssen in der zwischenstaatlichen Kommunikation offen an-
gesprochen werden  
- Die politische und historische Spezifik anderer Staaten muss berücksichtigt wer-
den  
Für die Europäische Kommission: 
- Die durchsichtige Zweckentfremdung regulatorischer und marktbezogener Argu-
mente zur Verfolgung politischer Zielsetzungen kann Glaubwürdigkeit beschädi-
gen 
- Es muss eine Wahl getroffen werden, ob die Kommission als politischer Akteur 
oder als unabhängiger Regulierer agieren und wahrgenommen werden will 
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6.3 Limitationen  
Eine Limitation der Methode der vorliegenden Arbeit besteht darin, dass offizielle Stel-
lungnahmen der Akteure ihre tatsächlichen Motivationen nicht ungefiltert abbilden und 
echte Intentionen aus den Texten nicht immer erschlossen werden können. Als weitere 
Einschränkung ist die Selektionsbias zu erwähnen. Obwohl bestimmte Massnahmen zur 
möglichst vollständigen Auswahl der Datenquellen und Statements getroffen wurden 
(vgl. Kapitel 4.2), kann man nicht ausschliessen, dass bestimmte relevante Daten nicht 
miteinbezogen worden sind. Ausserdem stell eine Limitation die Tatsache dar, dass die 
Abgrenzung der benutzten Kategorien oft nicht eindeutig war, was eine subjektive Ver-
zerrung möglicherweise verursacht. Da in dieser Arbeit keine Überprüfung der Kodie-
rungen durch eine zweite Person möglich war, konnte die Kodierer-Subjektivität in einem 
höheren Ausmass nicht gewährleistet werden als durch eine zusätzliche Auflistung der 
Artikel vor dem Codierungsbeginn erreicht wurde (vgl. Kapitel 4.3).  
Darüber hinaus muss auf eine Einschränkung bei der Beantwortung der Hypothesen hin-
gewiesen werden. Bei der Hypothesenbildung im Kapitel 3 wurde nicht definiert, was 
man als «stark betont» verstehen sollte. Deswegen wurden diese Teile der Hypothesen 
aufgrund des persönlichen, während der Durchführung der Analyse gewonnenen Ein-
drucks des Autors im Kapitel 6.1 beantwortet. Für solche Teilfragen wäre eine prädefi-
nierte Skala wünschenswert gewesen. 
6.4 Weiterer Forschungsbedarf und Ausblick 
In dieser Arbeit wurden die Argumentationsmuster primär aus der Gasmarkt-Sicht ana-
lysiert und beurteilt. Es wäre aber im Rahmen von weitergehenden Untersuchungen inte-
ressant, die festgestellten Argumentationsherangehensweisen aus Sicht der Kommunika-
tionsforschung zu eruieren, die dadurch erzielten (und nicht erzielten) Ergebnisse zu ver-
gleichen und womöglich ein optimales Argumentationsmuster herauszuarbeiten. Für eine 
inklusive Analyse könnten auch Argumente der russischen Seite miteinbezogen werden. 
Ausserdem könnten für die Politikwissenschaft auch separate Netzwerkanalysen der voll-
umfassenden nationalen Diskurse (beispielsweise eine Diskursnutzwerkanalyse für alle 
deutschen Akteure inklusive Bundestag, Forschungseinrichtungen, usw.), und nicht nur 
der offiziellen Regierungsvertreter einen Mehrwert schaffen. Nach der Fertigstellung von 
NSP2 wäre auch eine Wiederholung der vorliegenden Arbeit anzuregen, um den tatsäch-
lich angetretenen Einfluss des Projekts auf den EU-Gasmarkt den vorgebrachten Argu-
menten der Akteure gegenüber zu stellen.   
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7 Fazit 
In der vorliegenden Arbeit wurden die Argumentationsmuster von Deutschland, Polen 
und der Europäischen Kommission zum Nord Stream 2-Projekt aus Sicht des europäi-
schen Gasmarkts analysiert. Dazu wurde in einem ersten Schritt ein Ausblick über den 
aktuellen Zustand des europäischen Gasmarkts gegeben. Danach wurden Implikationen 
von Nord Stream 2 aus Sicht von Gasmarkt und Geopolitik eruiert. Anschliessend wurden 
die Argumente der Akteure mithilfe der Diskursnetzwerkanalyse-Technik ausgearbeitet 
und der Gasmarkt-Realität gegenübergestellt.  
Die Diskursnetzwerkanalyse offenbarte Unterschiede zwischen den Akteuren bei der Set-
zung der Schwerpunkte in jeweiligen Diskursstrategien. Bei der Gesamtbetrachtung 
stellte sich aber heraus, dass die polnische Regierung und die Europäische Kommission 
untereinander ähnlicher argumentierten, während Deutschland in seinem Diskurs auf an-
dere Argumente zurückgriff. Ausserdem demonstrierten Deutschland auf einer Seite und 
Polen und die Kommission auf der anderen Seite grundliegende Unterschiede bei der Be-
urteilung der Gasmarkt-bezogenen und politischen Auswirkungen des Projekts. Sowohl 
Polen als auch die Kommission lehnten das Projekt auch aus Gasmarkt-Überlegungen ab 
(z.B. Diversifizierung, Wettbewerb der Anbieter), jedoch erwiesen sich diese Überlegun-
gen bezogen auf die gasmarktwirtschaftliche Lage in der EU als nicht stichhaltig und als 
eher politisch motiviert. Bei Polen kamen noch auch klar politische Argumente gegen das 
Projekt (z.B. Sicherheitsbedenken) zum Einsatz. Hingegen setzte die deutsche Regierung 
ihre Argumente in Übereinstimmung mit den Gegebenheiten eines liberalisierten und in-
tegrierten Gasmarkts ein, wobei sie auch bestimmte politische Bedingungen im Hinblick 
auf Nord Stream 2 stellte. In Summa konnte bestätigt werden, dass Polen und die Euro-
päische Kommission das Projekt aus politischen Überlegungen ablehnen und Deutsch-
land es aus Gasmarkt-bezogenen Gründen unterstützt. Diese Ergebnisse stellen eine Wi-
derspiegelung der Ansichten aus dem Überzeugungssystem des jeweiligen Akteurs dar. 
Der Advocacy-Koalition-Ansatz hat sich somit auch bewährt. 
Im Grossen und Ganzen wirkten viele Aspekte des Projekts polarisierend. Polen und die 
Kommission zeigten aber viele Gemeinsamkeiten in der Argumentation auf, weshalb der 
Kommission eine Broker-Rolle zugewiesen werden könnte. Die von der Kommission 
eingebrachten marktregulatorischen Themen hätten somit das Potenzial, Deutschland und 
Polen bei der Beurteilung des Projekts einander etwas näher zu bringen.  
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Anhang A: Argumente der Akteure in Gesamtnetzwerken 
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Anhang C: Netzwerke für Deutschland  
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